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Vorwort 

Der Sozialstaat und andere kulturelle Errungenschaften, die über 
eine lange Zeit in sozialen Kämpfen um Demokratie und Teilhabe 
erstritten wurden sind – unter unterschiedlichen Regierungskons-
tellationen – seit vielen Jahren massiven Angriffen ausgesetzt.  
 
Diese finden ihren Ausdruck in politischen Programmen und Kam-
pagnen, in denen sich das neoliberale Credo der Wettbewerbsge-
sellschaft, der Deregulierung von Arbeitsmärkten und der Privati-
sierung von Lebensrisiken widerspiegelt. Der Druck auf die 
Schwächsten der Gesellschaft wird stetig erhöht. 
 
Besonders deutlich wird diese Politik der Umverteilung von unten 
nach oben anhand der Entwicklung des Steueraufkommens. Staat-
lich gefördert werden große Kapitalgesellschaften sowie Gewinn- 
und Vermögensempfänger mehr und mehr aus ihrer sozialen Ver-
antwortung entlassen. 
 
Den steigenden Belastungen des Sozialstaates stehen so sinken-
de Einnahmen gegenüber. Die Zahl der Einkommensmillionäre 
wächst, während gleichzeitig die private und öffentliche Armut ü-
berwunden geglaubte Ausmaße annimmt. Vor diesem Hintergrund 
ist der Ruf nach „mehr Verteilungsgerechtigkeit“ und einer entspre-
chenden Reform der Steuerpolitik immer lauter geworden.  
 
Die Politik der Steuersenkungen für Unternehmen und Reiche hat 
aber auch wirtschaftspolitisch versagt. Die Binnennachfrage wurde 
durch die staatlichen Ausgabenkürzungen und die Umverteilung zu 
Lasten der Einkommen aus abhängiger Arbeit geschwächt. Statt 
eines Aufschwungs haben wir eine lang anhaltende Stagnation 
und steigende Arbeitslosigkeit erlebt. 
 
Dieser Seminarbaustein soll eine Arbeitshilfe für den Einstieg in die 
Debatten um die Reform der Steuerpolitik und die Auseinanderset-
zung mit der Frage nach dem Verständnis einer gerechten Vertei-
lung bieten. Hierzu werden sowohl Informationen zu den Grundla-
gen und zur Entwicklung des Steuersystems angeboten, als auch 
Daten und Informationen zum Stand der Einkommens- und Ver-
mögensverteilung. Darüber hinaus finden sich Materialien für die 
Auseinandersetzung mit den aktuellen Vorhaben und Vorschlägen 
im Bereich der Steuer- und Verteilungspolitik und den gewerk-
schaftlichen Gestaltungsvorschlägen. 
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Hinweise zum Einsatz dieses Bildungsmaterials 

Die in diesem Bildungsbaustein vorgeschlagenen Schritte zur Be-
arbeitung des Themas Steuerpolitik und Verteilungsgerechtigkeit 
können in unterschiedlichen Zusammenhängen genutzt werden.  
 
Ziele solcher Bildungsveranstaltungen können u.a. sein: 
 
- Sensibilisieren für das Thema Steuerpolitik/Verteilungsgerech-

tigkeit; 
- Subjektive Einstellungen und -wünsche der Teilnehmenden 

(TN) und sich daraus ergebende Anforderungen an ver.di erar-
beiten; 

- Umverteilungsstrategien, deren Hintergründe und gesellschaft-
lichen Auswirkungen analysieren und Schlussfolgerungen für 
gewerkschaftliche Politik entwickeln; 

- Motivieren zur Auseinandersetzung mit dem Thema auch auf 
der Ebene der betrieblichen Gewerkschaftsarbeit; 

- Positionen und Vorschläge von ver.di klären und bewerten; 
- Die Bedeutung des Themas insgesamt für betriebliche, tarifli-

che und gesellschaftliche Entwicklungsperspektiven begrün-
den. 

 
Zielgruppen für diesen Baustein sind Multiplikator/innen wie Ver-
trauensleute, Fachgruppen-/Fachbereichsvorstandsmitglieder, BR-
/PR-Mitglieder sowie aktive und interessierte Mitglieder und Noch-
Nichtmitglieder. 
 
Das vorliegende Konzept eignet sich sowohl als Grundlage für die 
Planung eines thematisch entsprechend ausgerichteten Wochen-
seminars, als auch für kurzzeitigere Veranstaltungen der gewerk-
schaftspolitischen Bildung, etwa Wochenendseminare. 
 
Einzelne Arbeitseinheiten und Materialien des Bausteins können 
aber auch für die Gestaltung von themenbezogenen Sequenzen 
verwendet werden, z.B.: 
 
- als Themenbaustein in Wochenseminaren, 
- als Themenbaustein in Betriebsversammlungen, 
- zur Gestaltung einzelner Diskussionsveranstaltungen (z.B. 

zwei- bis dreistündige Abendveranstaltungen, Stammtische 
von Betriebs- und Fachgruppen), 

- als Grundlage für Motivierungsseminare (sowohl fachbereich-
spezifisch als auch fachbereichsübergreifend) in Form von 
Wochenend- oder Eintagesseminaren, 

- für Diskussionsreihen / Jour Fixes (z. B. mehrere aufeinander 
aufbauende Abendveranstaltungen). 

 

Die Grundstruktur des Bausteins ist an dem didaktischen Drei-
schritt-Modell Orientierung-Analyse-Handlung ausgerichtet. Die 9 
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Bausteinabschnitte bauen in diesem Sinne aufeinander auf. Je-
doch müssen für eine sinnvolle Auseinandersetzung mit dem 
Thema nicht alle vorgeschlagenen Arbeitsschritte im Abschnitt II – 
Analysephase behandelt werden. Beispielsweise können (wie z.T. 
vorgeschlagen) durchaus einzelne Materialien zur Bearbeitung 
ausgewählt bzw. nachgelagerte Aspekte übersprungen werden. 
 
Bei den zur Bearbeitung vorgeschlagenen Materialen wurde darauf 
geachtet, dass diese im Wesentlichen selbsterklärend sind und 
also keine spezifischen Fachkenntnisse auf Seiten der Teamenden 
voraussetzen. 
 
Die Bildungsveranstaltungen können daher sowohl von erfahre-
nen, als auch von weniger erfahrenen BildungsmitarbeiterInnen 
durchgeführt werden. Methodische Variationen gegenüber den 
Ablaufvorschlägen sind dabei natürlich ausdrücklich möglich, e-
benso wie der Einsatz ergänzender oder aktueller Materialien. 
Hierfür finden sich entsprechende Hinweise am Ende des Bau-
steins (Literatur/Internetlinks). 
 
Alle Schritte setzen Moderationsmaterialien voraus. Wenn Arbeits-
gruppen vorgesehen sind, sollten diese ungestört arbeiten können, 
d.h. entsprechende Räumlichkeiten zur Verfügung haben. Beste 
Voraussetzungen für eine solche Arbeit bieten die ver.di-
Bildungsstätten. 
 
Die angegebenen Bearbeitungszeiten sind grobe Richtwerte, die 
im Konkreten durchaus über- oder unterschritten werden können. 
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1. Vorschläge für einen Einstieg 

Zielbestimmung: 

Die Orientierungsphase dient in erster Linie dem thematischen 
Einstieg. Sie soll den TeilnehmerInnen ermöglichen, einen eigenen 
Bezug zur Bedeutung von Steuer- und Verteilungspolitik zu entwi-
ckeln, indem an vorhandene Wissensbestände und inhaltliche Zu-
gänge zum Themenbereich angeknüpft wird. 
 

 
Zeit  
10 min 

 
 

 

Inhalt/Ablauf: Methode/Material: 

 
Alle Menschen in einem Staat sind von der Steuerpolitik 
der Regierung in der einen oder anderen Weise betroffen. 
Der Zugang zu diesem Thema wird sich daher in vielen 
Fällen aus der konkreten Alltagserfahrung der TN herstel-
len lassen. Das Team hat daher die Möglichkeit in das 
Thema aus unterschiedlichen Perspektiven einzuleiten 
bzw. überzuleiten: 
 
� Ist der Sozialstaat nicht mehr zu finanzieren? 

Betrachtet man nur die Einkommen aus unselbständi-
ger Arbeit, so scheint der Staat einen immer größeren 
Anteil der Bruttolöhne und -gehälter zu beanspruchen. 
Netto verbleibt den Kolleginnen und Kollegen relativ 
gesehen ein immer geringerer Anteil. Lag die durch-
schnittliche Belastung mit Lohnsteuern Anfang der 
1980er Jahre noch bei rund 16 Prozent, so liegen die 
Abgaben heute bei knapp 19 bzw. 20 Prozent. Gleich-
zeitig werden öffentliche Leistungen abgebaut und es 
heißt der Staat müsse sparen, da die öffentlichen Kas-
sen leer sind. Warum aber werden dann Arbeitnehme-
rInnen immer mehr zur Kasse gebeten, wo bleibt das 
Geld bzw. was tut der Staat damit und gibt es tatsäch-
lich keine Finanzierungsalternativen? 

 
� Globalisierung oder: „Das Kapital ist ein scheues Reh“ 

Insbesondere unter Verweis auf transnationale Unter-
nehmen und internationale Finanzströme wird von kon-
servativ-liberalen Politikern, Wissenschaftlern und Un-
ternehmensvertretern immer wieder gewarnt, das Kapi-
tal könne nur durch eine niedrige Steuerbelastung im 
eigenen Land gehalten werden. Schon die Diskussio-
nen um die Vermögenssteuer, so der Bundesverband 
der Deutschen Industrie, mache Deutschland für Kapi-
tal aus dem Ausland unattraktiv und „lähmt die Investi-

 
 
 
 
Plenum 
 
Team 
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Inhalt/Ablauf: Methode/Material: 

tionsbereitschaft“ (BDI: Steuerpolitik für ein attraktives 
Deutschland, 2003, S. 36). Wie sind solche Argumente 
heute zu bewerten? Wächst die Wirtschaft tatsächlich, 
wenn die Besteuerung der Gewinne sinkt? 

 
� Privater Reichtum und öffentliche Armut  

Jeder zehnte Haushalt in Deutschland gilt als arm, wäh-
rend die oberen zehn Prozent der Gesellschaft über 50 
Prozent des gesamten Geldvermögens (2003: 3.700 
Mrd. EUR) unter sich aufteilen. Doch in den Kassen der 
öffentlichen Haushalte herrscht gähnende Leere - auch 
wenn die Unternehmen zusätzlich Rekordgewinne ver-
melden. Was läuft hier schief? Welchen Beitrag kann 
eine angemessene Steuer- und Verteilungspolitik leis-
ten, damit die gemeinschaftlich produzierten (Geld-) 
Überschüsse der Gesellschaft auch zugute kommen, 
anstatt beispielsweise als Spekulationsmasse auf den 
Finanzmärkten zu landen? 
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2. Auffächern des Themas und Festlegung weiterer 
Schritte der Bearbeitung 

 

Zielbestimmung: 

Zum einen können an dieser Stelle die individuell unterschiedli-
chen Informationsstände ermittelt und durch den Erfahrungsaus-
tausch in der Gruppe partiell ausgeglichen werden. Zum anderen 
verfolgt diese Phase das Ziel in der Gruppe einen gemeinsamen 
Blick auf das Thema zu entwickeln und gemeinsame Fragestellun-
gen zu formulieren. Diese bilden dann letztlich die Grundlagen für 
die vertiefende Analysephase.  
 

 
Zeit  
120 min 

 
 

 

Inhalt/Ablauf: Methode/Material: 

 
a) Erfahrungsaustausch 
 
Der erste Arbeitsschritt dient dem Ziel, das Thema aufzufä-
chern und dabei gleichzeitig den Kenntnis- und Informati-
onsstand der TN zu ermitteln. Je nach Schwerpunktset-
zung bzw. danach, über welchen Zugang die TN an das 
Thema dieses Bausteins herangehen, bieten sich zwei un-
terschiedliche Ausgangsfragestellungen an. 
 
Variante 1 
 
An einer Wandzeitung werden die Aussagen der TN zu 
folgenden Fragestellungen gesammelt: 
 
� Mit welchen Steuern seid Ihr in Eurem Alltag konfron-

tiert? 
� Welche Aufgaben/Aktivitäten werden mit diesen Steu-

ern durch den Staat finanziert?  
� Wie bewertet Ihr die unterschiedlichen staatlichen Auf-

gabenfelder („wichtig, nicht so wichtig, unwichtig“)  
 
Variante 2 
 
Die TN erhalten die folgende Fragestellung als Aufgabe für 
die Bearbeitung in Kleingruppen: 
 
� Wie bewertet Ihr die Steuerpolitik der vergangenen 

zehn Jahre?  
� Welches sind für Euch die entscheidenden Verände-

rungen?  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Plenum oder selbständige AG 
 
 
 
 
 
Wandzeitung (WZ) 
 
 
 
 
 
AG 
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Inhalt/Ablauf: Methode/Material: 

 
Die Ergebnisse werden stichwortartig auf einer Wandzei-
tung (WZ) festgehalten (bei der Umsetzung durch AGen 
erhalten die TN je eine WZ mit den o.g. Fragestellungen). 
 
Die Fragestellungen aus Variante 1 und Variante 2 können 
ggf. auch im Rahmen einer offenen Plenumrunde aufge-
worfen und diskutiert werden. Das Team protokolliert in 
diesem Fall die Ergebnisse auf einer WZ. 
 

 
WZ 

 
 
 
 
 
Plenum 
 

 
b) Zusammenfassung und Festlegung vertiefender 

Analysefragen 
 
Bei der Bearbeitung in Arbeitsgruppen werden die auf 
Wandzeitungen festgehaltenen Ergebnisse abschließend 
im Plenum vorgestellt.  
 
Das Team kann am Ende der Präsentation dann zum 
nächsten Schritt überleiten, bei dem die vorliegenden Er-
gebnisse ergänzt und systematisiert werden. 
 
Hierzu eignet sich die Sammlung von Stichworten auf einer 
Wandzeitung, die folgendes Ergebnis haben könnte: 
 

� Ist der Staat wirklich pleite?  

� Wie ist das Steuersystem aufgebaut? 

� Was sind wichtige Unterschiede zwischen 

verschiedenen Steuerarten? 

� Was tut der Staat mit den Steuereinnah-

men? 

� Was sind aktuelle Auseinandersetzungen in 

der Steuerpolitik? 

� Welche Steuern gibt es überhaupt? 

� Wie wirken Steuern in wirtschaftlicher 

Hinsicht? 

� Wer trägt eigentlich die Hauptlast des 

Steueraufkommens? 

� Ist das Steuersystem zu kompliziert? 

� Was wollen die Arbeitgeber, was die Ge-

werkschaften?  

 
Eine solche WZ kann auch als Themenspeicher für den 
weiteren Seminarablauf oder weitere Veranstaltungen die-
nen.  
 
Darüber hinaus kann es sinnvoll sein, die einzelnen Frage-
stellungen nach Schwerpunkten zu ordnen und entspre-
chend der weiteren Bearbeitungsschritte zu sortieren.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Plenum 
Team 
 
 
WZ 
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Inhalt/Ablauf: Methode/Material: 

 
Beispiel: 
 

Grundlagen: 

� Wie ist das Steuersystem aufgebaut? 

� Welche Steuern gibt es überhaupt? 

� Was sind wichtige Unterschiede zwischen 

verschiedenen Steuerarten? 

� Was tut der Staat mit den Steuereinnah-

men? 

 

Steuern und Verteilungsentwicklung: 

� Wie wirken Steuern in wirtschaftlicher 

Hinsicht? 

� Wer trägt eigentlich die Hauptlast des 

Steueraufkommens? 

� Ist der Staat wirklich pleite?  

 

Konflikte: 

� Was sind aktuelle Auseinandersetzungen in 

der Steuerpolitik? 

� Ist das Steuersystem zu kompliziert? 

� Was wollen die Arbeitgeber, was die Ge-

werkschaften?  
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II.  

Analysephase 

– Entwicklung, Stand und Probleme 

der Steuer- und Verteilungspolitik 
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3. Staat und Steuern - Eine erste Bestandsaufnahme 

Zielbestimmung:  

Vermitteln eines Überblicks über das Steuersystem, die unter-
schiedlichen Steuerarten und Besteuerungsansätze sowie die 
Größenordnung, der darüber erzielten Einnahmen des Staates und 
ihrer Verwendungszwecke.  
 

 
Zeit  
90 – 120 min 

 
 

 

Inhalt/Ablauf: Methode/Material: 

 
a) Steueraufkommen, Steuerarten und Aufgaben des 
Staates 
 
In diesem ersten Arbeitsschritt erhalten die TN einen Über-
blick zu den verschiedenen Steuerarten, dem Umfang des 
Steueraufkommens sowie den zu finanzierenden 
Staatsaufgaben. Es handelt sich hierbei um  Basisinforma-
tionen, die die weitere Bearbeitung und die Bewegung im 
Thema erleichtern sollen. 
 
Die vorgeschlagenen Materialien können als Vorlagen für 
Overheadprojektor oder Beamer und einen kurzen Input 
durch das Team verwendet werden.  
 
M 1 eignet sich in diesem Zusammenhang als eine illustra-
tive Grundlage für eine erste Darstellung der Zusammen-
hänge von Steuereinnahmen bzw. Steuerarten und den 
Aufgaben des (föderalen) Staates. 
 
Anhand vom M 2 wird anschließend der aktuelle Stand des 
Steueraufkommens sowohl im Hinblick auf den Anteil der 
verschiedenen Steuerarten als auch auf seine Gesamtent-
wicklung in den letzten Jahren betrachtet. 
 
Der Anteil der unterschiedlichen Aufgaben des Staates 
kann anhand von M 3 veranschaulicht werden. 
 

 
 
 
 
Plenum 
 
 
 
 
 
 
Overhead/Beamer 
 
 
 

� M 1 - Steuereinnahmen 
und Staatsaufgaben 

 
 
 

� M 2 - Steueraufkommen 
nach Steuerarten  

 
 

� M 3 - Staatsausgaben 
nach Aufgabenbereichen 

 
 

b) Ziele und Mittel der Steuerpolitik - zwischen Be-
darfsdeckung und sozialer Gerechtigkeit 
 
Steuern wurden auch in früheren Gesellschaften erhoben. 
Verändert haben sich allerdings mit dem modernen Wohl-
fahrtsstaat die Ziele und Begründungen der Besteuerung 
bzw. von Steuerpolitik. 

 
 
 
 
 
 
 



 
 
Steuerpolitik und Verteilungsgerechtigkeit 
 
Bildungsmaterialien 
 

 
Wirtschaftspolitik und Gewerkschaftliche Bildung  Seite 16 

 

Inhalt/Ablauf: Methode/Material: 

 
Neben der klassischen Erzielung von Einnahmen zur Ab-
deckung staatlicher Bedarfe, traten finanz- und wirtschafts-
politische (Steigerung der effektiven Nachfrage, Förderung 
strukturschwacher Regionen oder bestimmter Branchen) 
sowie sozialpolitische Aspekte.  
 
Die Steuerpolitik war eingebettet in staatliches Handeln, 
das (gegebenenfalls auch gegen den Markt) durch ange-
messene Umverteilung des gesellschaftlich produzierten 
Reichtums zu einer Angleichung der Lebensverhältnisse 
und der Lebenschancen beitragen sollte. 
 
Eine Bearbeitung dieses Teilthemas kann in zwei parallelen 
Arbeitsgruppen (selbständig oder teamgeleitet) auf der 
Grundlage zweier kurzer Texte erfolgen:  
 
AG 1: Ziele von Steuerpolitik 
 
AG 2: Ethische Dimensionen - die Gerechtigkeitsfrage 
 
Die beiden AGen erhalten je unterschiedliche Texte, die je-
weils unter folgender Aufgabenstellung zu bearbeiten sind: 
 
� Lest gemeinsam den vorliegenden Text. 
� Haltet die zentralen Aussagen auf eine Wandzeitung 

fest. 
� Überlegt Euch, wie Ihr Eure AG-Ergebnisse im Plenum 

vorstellen wollt und wer es tut. 
 
In der anschließenden gemeinsamen Diskussion stellen 
sich die beiden Gruppen gegenseitig ihr Ergebnis vor. Am 
Ende der Diskussion zu AG 2 kann das Team ergänzende 
Informationen zu den grundgesetzlichen Rechtsgrundlagen 
anhand von M 6 geben. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

AG 

� M 4 - Ziele von 
Steuerpolitik 

� M 5 - Ethische 
Dimensionen der 
Steuerpolitik - die 
Gerechtigkeitsfrage 

 
 
 
WZ 
 
 
 
Plenum 

� M 6 - Gleichheit und 
Sozialstaatsgebot im 
Grundgesetz 

 

 
c) Direkte und indirekte Steuern - Was macht den Un-
terschied? 
 
In diesem Arbeitsschritt geht es darum, den TN die Unter-
schiede zwischen wesentlichen Ansätzen der Steuererhe-
bung zu vermitteln. Insbesondere wird dabei auf den Un-
terschied zwischen direkten und indirekten Steuern abge-
hoben.  
 
M 7 kann hierbei von den TN in selbständigen Arbeitsgrup-
pen unter folgenden Fragestellungen bearbeitet werden: 
 

 
 
 
 
Plenum 
 
 
 
 
 
AG 

� M 7 - Einteilungskriterien 
für Steuern 
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Inhalt/Ablauf: Methode/Material: 

� Lest gemeinsam den vorliegenden Text. 
� Welche Auswirkungen könnte eine Erhöhung indirekter 

Steuern gesamtwirtschaftlich haben? Überlegt Euch 
drei Beispiele. 

� Haltet Eure Ergebnisse auf einer Wandzeitung fest. 
 
Im Plenum werden die AG-Ergebnisse zusammengetragen. 
Dieses Auswertungsgespräch kann durch das Team mit M 
8 eingeleitet werden (ggf. als Folie), dass nochmals den 
Unterschied von direkten und indirekten Steuern anhand 
verschiedener Einzelsteuern verdeutlicht.  
 
Abschließend können die Kernaussagen in Bezug auf den 
Unterschied zwischen direkten und indirekten Steuern 
durch das Team in Gestalt folgender Merksätze an der WZ 
zusammengefasst werden: 
 
Beispiel: 

 

� Direkte Steuern sind in der Regel Steuern 

auf das individuelle Einkommen, die auch 

direkt beim Steuerpflichtigen erhoben wer-

den. 

� Indirekte Steuern sind in der Regel alle 

Verbrauchssteuern, d.h. Steuern auf den 

privaten Konsum, die vom Endverbraucher 

getragen werden. 

� Personen bzw. Haushalte mit einem niedri-

gen Einkommen werden durch indirekte 

Steuern (z.B. die Mehrwertsteuer) relativ 

stärker belastet, als Haushalte mit hohem 

Einkommen. 

� Direkte Steuern ermöglichen eine gezielte 

Besteuerung nach finanzieller Leistungsfä-

higkeit, indem z.B. höhere Einkommen hö-

her (progressiv) besteuert werden können. 

 

 
 

 
 
 
 
WZ 
 
 
 
Plenum 

� M 8 - Direkte und 
indirekte Steuern 

 
 
 
WZ 
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4. Umverteilung und die selbstverschuldete Finanzkrise 
des Staates 

 

Zielbestimmung: 

Der Abbau sozialstaatlicher Errungenschaften wird zumeist mit 
dem Verweis auf leere öffentliche Kassen und daraus resultieren-
den Sparzwang begründet. Demgegenüber kann hier herausgear-
beitet werden, dass die rückläufigen (Steuer-) Einnahmen des 
Staates keinesfalls unvermeidlich und eine Art Sachzwang, son-
dern vielmehr das Resultat einer bestimmten Politik der Umvertei-
lung zugunsten der Unternehmen der schwarz-gelben Regierung 
sind. Diese Strategie ist letztlich auch für eine wachsende Ver-
schuldung des Staates verantwortlich. 
 

 
Zeit  
120 – 180 min 

 
 

 

Inhalt/Ablauf: Methode/Material: 

 
a) Die langfristige Tendenz: Umverteilung von unten 
nach oben, oder der „Marsch in den Lohnsteuerstaat“ 
 
Das Team kann diesen Arbeitsschritt mit einem Überblick 
zu den langfristigen Tendenzen der Steuerpolitik seit den 
1970er Jahren einleiten.  
 
Die beiden Materialien M 9 und M 10 veranschaulichen, 
dass das gesellschaftliche Steueraufkommen seit den 
1970er Jahren in zunehmendem Maße durch die 
Lohnsteuer aufgebracht wird. Spiegelbildlich ist der Anteil 
der Gewinn- und Vermögenssteuer immer weiter gesun-
ken. 
 
Für die weitere Analyse kann das Team die These aufstel-
len, dass die dargestellte Steuerentwicklung kein unabän-
derlicher Sachzwang, sondern das Ergebnis einer politisch 
durchgesetzten Umverteilung von unten nach oben ist. 
 

 
 
 
 
Plenum 
 
Overhead o.ä. 
 

� M 9 - Der „Marsch in den 
Lohnsteuerstaat“ 

� M 10 - Steuerbelastung 
zu Lasten der 
Beschäftigten 

 
 

 

 
b) Anspruch und Wirklichkeit der aktuellen Steuerpoli-
tik 
 
Zum Einstieg eignet sich die Lektüre einer kurzen Selbst-
darstellung des steuerpolitischen Kurses der Bundesregie-
rung. Dies kann sowohl in AGen als auch gemeinsam im 
Plenum anhand von M 11 erfolgen. 

 
Plenum oder AG 
 
 
 

� M 11 – Schwarz-gelbe 
Steuerpolitik I - 
Ansprüche 
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Inhalt/Ablauf: Methode/Material: 

Die in diesem Papier formulierten Ansprüche („Mehr Netto 
vom Brutto“, „Wachstumspolitik“ u.ä.) sind im nächsten 
Schritt anhand einer kritischen Betrachtung der tatsächli-
chen Folgen des steuerpolitischen Kurses der Bundesre-
gierung zu diskutieren. 
 
Dies kann vorzugsweise in AGen geschehen. M 12 wäre 
dabei z.B. anhand folgender Aufgabenstellung zu bearbei-
ten: 
 
y Lest gemeinsam den vorliegenden Text und versucht 

Verständnisfragen absatzweise zu klären. 
y Haltet die für Euch zentralen Aussagen auf einer 

Wandzeitung fest. 
y Wie bewertet Ihr diese im Hinblick auf die in M 11 

(Schwarz-gelbe Steuerpolitik I – Ansprüche) formulier-
ten Ziele: Mehr Netto vom Brutto, Wachstumspolitik, 
Leistungsbereitschaft 

Oder: 
y Wem nützt Eurer Meinung nach diese Steuerpolitik am 

meisten und wem am wenigsten? 
 
Die Ergebnisse werden im Plenum vorgestellt und disku-
tiert. Am Ende kann das Team noch ergänzende Inhalte 
einbringen. M 13 zeigt deutlich die rückläufigen Steuerein-
nahmen und bietet sich gleichzeitig an, um zum Aspekt der 
zunehmenden Verschuldung des Staates und der Frage 
nach Unvermeidlichkeit öffentlicher Sparzwänge überzulei-
ten. 
 

 
 
 
 
 
 
AG 

� M 12 – Schwarz-gelbe 
Steuerpolitik II - 
Wirklichkeit 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Plenum 

� M 13 - Steuerquote 
 

 
c) Leere Kassen in den Kommunen und wachsende 
Staatsverschuldung - kein Sachzwang sondern Folge 
verfehlter Politik 
 
Für die Überleitung in diesen Teil bietet es sich an, die in M 
12 (Schwarz-gelbe Steuerpolitik II – Wirklichkeit) am Schluss 
genannte Rede von der „Entlastung der Reichen“ aufzugrei-
fen. Diese These kann mit einem Material untermauert 
werde, das den Zusammenhang von wachsender privater 
Geldvermögensbildung und wachsender Staatsverschul-
dung in den zurückliegenden Jahren illustriert (M 14). 
 
Für eine vertiefende AG-Phase ist M 15 geeignet. Es kann 
entweder einfach im Hinblick auf die darin dargestellten 
Inhalte bearbeitet oder auch als Grundlage für die 
Formulierung eigener Argumentationen verwendet werden. 
 
 

 
 
 
 
 
Plenum 
 
 

� M 14 - Geldvermögen 
und Staatsverschuldung 

 
Overhead 
 
 
AG 

� M 15 - 
Staatsverschuldung 
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Inhalt/Ablauf: Methode/Material: 

Vorschläge: 
 
� Sammelt auf der Grundlage des vorliegenden Textes 

und der bisherigen Analyse eigene Argumente an einer 
Wandzeitung zur der  These:  
 
„Die steuerlichen Rahmenbedingungen für private In-
vestitionen müssen substanziell verbessert werden. 
Dabei geht es um den Abbau steuerlicher Verwaltungs-
aufgaben, die Verringerung der Steuerlast sowie not-
wendige Deregulierungsschritte. Angesichts knapper fi-
nanzpolitischer Spielräume sind Steuervereinfachungen 
ein probates Mittel, um für mehr Wachstum und zusätz-
liche Steuereinnahmen zu sorgen.“ 
Quelle: BDI - Bundesverband der Deutschen Industrie e.V.: Investie-
ren in Deutschland – Die Sicht des Investors, Juni 2011, S. 11, in: 
http://www.bdi.eu/download_content/Marketing/Investieren_in_Deut
schland_-_Die_Sicht_des_Investors.pdf (01.08.2011) 
(Siehe auch M 16) 

 
Möglich sind aber auch andere Thesen, etwa: 
 

„Der Staat muss seine Ausgaben kürzen, um den 
Schuldenstand zu senken - das kann auch an den So-
zialausgaben nicht vorbeigehen.“  etc. 

 
Die Auswertung erfolgt im Plenum. Dort werden die AG-
Ergebnisse nacheinander vorgestellt. 
 
Zum Abschluss dieser Arbeitseinheit kann das Team eine 
kurze These zur Diskussion stellen, die davon ausgeht, 
dass es sich bei dieser Art des Zusammenspiels von steu-
ersenkungsbedingten Einnahmeverlusten des Staates und 
gleichzeitiger Neuverschuldung um eine gezielte Politik der 
„strategischen Defizite“ handelt (M 17). 
 
Zum Abschluss können die Arbeitsergebnisse durch die 
Folien M 18 und M 19 und M 20 ergänzt werden.  
 
 

 
 
 
WZ 
 
 
 
 
 

� M 16 - BDI fordert 
Steuerentlastung 

 
 
 
 
 
 
 

Plenum 
 
 
 
 
 
 
 

� M 17 – „Strategische 
Defizite“ 

 
 
Overhead 

� M 18 - Absturz der 
Gewinnsteuern 

� M 19 - Rückblick 
Einkommensteuerreform
en: Wer wird entlastet? 

� M 20 - Privates 
Geldvermögen und seine 
Verteilung 
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5. Standortwettbewerb und Steuerflucht 

 

Zielbestimmung:  

Durch den Prozess der neoliberalen Globalisierung sind auch die 
nationalen Steuerpolitiken unter Druck geraten. In dieser Arbeits-
einheit haben die TeilnehmerInnen die Möglichkeit, sich mit den 
Ursachen und Folgen des wachsenden internationalen Steuer-
wettbewerbs sowie den dabei zum Tragen kommenden Interessen 
auseinanderzusetzen. 
 
Dabei geht es insbesondere auch um die Bedeutung und Rolle 
sogenannter Steueroasen und ihren Funktionen im internationalen 
Finanzsystem. 
 

 
Zeit  
90 min 

 
 

 

Inhalt/Ablauf: Methode/Material: 

 
a) Steueroasen 
 
Aus der Sicht neoliberaler Politiker und Wirtschaftswissen-
schaftler stellt der internationale Steuerwettbewerb freilich 
kein Problem dar, sondern wird vielmehr als glückliche 
Therapie gegen ‚übermäßige‘ staatliche Einflussnahme auf 
Markt und Wettbewerb dargestellt. 
 
Diese Zuversicht findet nach Lage der Dinge im Bereich 
der nationalen Steuerpolitiken jedoch keine Bestätigung. 
Dies kann mittels des nebenstehend angeführten Teilneh-
merInnenmaterials M 21 veranschaulicht werden.  
 
Bei der Diskussion des Textes in selbständigen Arbeits-
gruppen könnten folgende Fragestellungen hilfreich sein: 
 
• Wem nutzt der derzeitige internationale Steuerwettbe-

werb und wer treibt ihn voran? 
• Wie lassen sich die Auswirkungen des internationalen 

Steuerwettbewerbs bzw. der Steuerflucht beschrei-
ben? 

• Welche Folgen bzw. Gefahren resultieren daraus für die 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung auf den heimi-
schen Binnenmärkten? 

• Welche Aussagekraft kommt solchen Argumenten zu, 
die die absolute Höhe der Steuersätze bei der Unter-
nehmensbesteuerung beklagen? 

 
 
 
Plenum 
 
 
 
 
 
 
 
 

� M 21 - Steuerflucht und 
Steueroasen 

 
AG 
 
 
 
 
 
WZ 
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Inhalt/Ablauf: Methode/Material: 

 
Die AGen halten die Resultate ihrer Arbeit auf einer Wand-
zeitung fest, um diese dann im Plenum wechselseitig zu 
präsentieren und zur Diskussion zu stellen. 
 
b) Unzureichende Steuerprüfung 
 
Das Material M 22 kann in Ergänzung der Ergebnisse des 
vorangegangenen Arbeitsschritts entweder gemeinsam 
gelesen oder durch das Team vorgestellt werden, indem 
z.B. die Kernaussagen auf Wandzeitung festgehalten wer-
den: 
 

 

� Steuerprüfung bei Großunternehmen: nur 

alle fünf Jahre, mittlere nur alle 12 Jahre. 

� 11.000 Steuerprüfer in Deutschland = 13 

Mrd. EUR Zusatzeinnahmen = 1,2 Mio. EUR 

pro Betriebsprüfer. 

� Allein bei Großunternehmen im Jahr: 10 

Mrd. EUR Steuermehreinnahmen im Jahr 

durch Prüfung. 

 

 

 
Plenum 
 
 
 
 
 
Plenum 
 

� M 22 - 
Wirtschaftskriminalität 
und Steuerprüfung 

 
WZ 
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6. Neoliberale Thesen und was man ihnen entgegenhalten 
kann 

Zielbestimmung:  

Die TeilnehmerInnnen haben die Möglichkeit sich mit neoliberalen 
Kernthesen auseinanderzusetzen, die die steuerpolitische Debatte 
und Praxis prägen. Diese werden einerseits benannt und dann 
andererseits anhand von Zahlen und Fakten auf ihre Tragfähigkeit 
hin überprüft. 
 

 
Zeit  
120 – 180 min 

 
 

 

Inhalt/Ablauf: Methode/Material: 

 
Die einzelnen Thesen und Gegenargumente können im 
Seminar nacheinander, d.h. Schritt für Schritt bearbeitet 
werden. Bei einer entsprechenden Teilnehmendenzahl 
können zu den verschiedenen Aspekten aber auch drei 
parallele Arbeitsgruppen angeboten werden. 
 
Das Team kann diese Phase einleiten mit einem Zitat aus 
der Agenda 2010 der Bundesregierung. Unter der Über-
schrift „Warum braucht Deutschland jetzt eine solche Re-
formagenda?“ heißt es in einer millionenfach verteilten Bro-
schüre u.a.: 
 

„Der Staat nimmt weniger Steuern ein. Unser Sozialsys-
tem droht aus den Fugen zu geraten, weil es nicht mehr 
finanzierbar ist. Arbeit ist zu teuer geworden, weil die 
Lohnnebenkosten zu hoch sind. Auf diese gewaltigen 
Herausforderungen muss reagiert werden.“ 

aus: Die Bundesregierung: Agenda 2010, Deutschland be-
wegt sich, hrsg. vom Presse- und Informationsamt, Berlin 
2003, S. 8 

 
Diese und ähnliche neoliberale Behauptungen werden im-
mer wieder als „Sachzwänge“ dargestellt, deren Wahr-
heitsgehalt es nachfolgend kritisch zu hinterfragen gilt. 
Hierzu können die folgende Arbeitsgruppen eingerichtet 
werden:  
 
a) Ist die Höhe der „Staatsquote“ die Ursache für 
schwaches Wirtschaftswachstum? 
 
Aufgaben für die Arbeitsgruppe: 
 

 
 
 
 
 
 
 
Plenum 
Team/Impuls 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
AG 
 

� M 23 - Staatsquote - 
Verdrängt der Staat 
private Initiative? 
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Inhalt/Ablauf: Methode/Material: 

� Nehmt auf der Grundlage des vorliegenden Textes zu 
der Behauptung Stellung, dass zu hohe  Staatsausga-
ben verantwortlich für geringes Wirtschaftswachstum 
sind. 

� Haltet Eure Argumente auf einer Wandzeitung fest. 
� Überlegt Euch wie Ihr die Präsentation der Ergebnisse 

im Plenum gestalten wollt. 
 
b) Müssen Arbeitsverhältnisse flexibler werden, um 
mehr Beschäftigung zu schaffen? 
 
Aufgaben für die Arbeitsgruppe: 
 
� Nehmt auf der Grundlage des vorliegenden Textes zu 

der Behauptung Stellung, dass eine Flexibilisierung von 
Arbeit mehr Beschäftigung schafft.  

� Welcher Zusammenhang wird in dem Text zwischen 
Leiharbeit und Staatsausgaben hergestellt? 

� Haltet Eure Argumente auf einer Wandzeitung fest. 
� Überlegt Euch wie Ihr die Präsentation der Ergebnisse 

im Plenum gestalten wollt. 
 
c) Ungleichheit ist gut, oder: Mehr Gewinne = Mehr In-
vestitionen = Mehr Beschäftigung?  
 
Aufgaben für die Arbeitsgruppe: 
 
� Nehmt auf der Grundlage des vorliegenden Textes zu 

der Behauptung Stellung, dass mehr soziale Ungleich-
heit (Einkommensspreizung) zu mehr Wirtschafts-
wachstum führt. 

� Haltet Eure Argumente auf einer Wandzeitung fest. 
� Überlegt Euch wie Ihr die Präsentation der Ergebnisse 

im Plenum gestalten wollt. 
 

 
 
WZ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

� M 24 - Muss Arbeit 
flexibler werden? 

 
WZ 
 
 
 
 
 
 
 
 

� M 25 - Einkommens-
spreizung - Führt 
größere Ungleichheit zu 
mehr Wachstum 

 
WZ 

 

 
Im Anschluss stellen die Arbeitsgruppen ihre Ergebnisse im 
Plenum zur Diskussion.  
 
Bei einer Bearbeitung der Themen in parallelen AGen gilt 
es dabei zu berücksichtigen, dass die anderen Teilnehme-
rInnen die jeweils durch eine AG vorgestellten Argumente 
bzw. das zugrundeliegenden Material noch nicht kennen. 
 

 
Plenum 

 

 
d) Neoliberalismus und Kapitalstrategien 
 
Die TN haben hier die Möglichkeit die zuvor diskutieren 
Argumente selbst auf einen Text des Bundesverbands der 

 
 
 
 
AG 
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Inhalt/Ablauf: Methode/Material: 

Deutschen Industrie (BDI) anzuwenden. 
 
Auf der Grundlage des Materials M 26 erhalten die TN 
hierzu folgende Arbeitsgruppenaufgaben: 
 
� Welches sind für Euch die zentralen Forderungen darin 

in dem vorliegenden BDI-Text? 
� Wie bewertet Ihr diese Forderungen, welche Interessen 

stecken dahinter? 
� Wie würdet Ihr gegenüber den einzelnen Forderungen 

bzw. These in diesem Papier argumentieren? 
� Haltet Eure Ergebnisse auf einer Wandzeitung fest und 

überlegt Euch eine Form der Präsentation für das Ple-
num. 

 
Die AG-Ergebnisse werden im Plenum vorgestellt. 
 

 
 

� M 26 - Was die 
Unternehmenslobby 
verlangt - 
Neoliberalismus im O-
Ton 

 
WZ 
 
 
 
 
 
 
Plenum 

 
Abschließend kann das Team mit der Frage nach alternati-
ven Vorstellungen und Konzepten zum nächsten  
Seminarschritt überleiten: der Entwicklung von politischen 
Alternativen und Handlungsperspektiven. 
 

 
Plenum 
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III.  

Handlungsperspektiven 

– Mehr Steuergerechtigkeit und 

Stärkung der Binnennachfrage 
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7. Was ist Steuergerechtigkeit? 

Zielbestimmung:  

Einstieg in die Diskussion um steuer- und verteilungspolitische 
Alternativen.  
 
Entwicklung von Vorstellungen und Kriterien für eine gerechtere 
Steuerpolitik. 
 

 
Zeit  
90 – 120 min 

 
 

 

Inhalt/Ablauf: Methode/Material: 

 
a) Kontroverse Positionen zur Steuergerechtigkeit 
 
Diese Form des Einstiegs in den Handlungsteil kann so-
wohl im Plenum, als auch in selbständigen Arbeitsgruppen 
durchgeführt werden. 
 
Variante 1 - Plenum: 
 
Die TN erhalten ein Material, in dem drei verschiedene Po-
sitionen zur Thema Steuergerechtigkeit dargestellt werden. 
Dieses Material ist dabei nicht als zu bearbeitender Input, 
sondern vielmehr als Diskussionsanreiz gedacht, um die 
folgende Fragestellung zu beantworten: 
 
� Welches sind Eurer Meinung nach Kriterien/Maßstäbe 

für eine gerechte Steuerpolitik? 
 
Die Ergebnisse werden durch das Team auf Karten ge-
sammelt und auf einer Wandzeitung festgehalten.  
 
Variante 1 - Arbeitsgruppen: 
 
Hier kann die Fragestellung etwas umfangreicher gefasst 
werden: 
 
� Wie bewertet Ihr jeweils die drei dargestellten Positio-

nen  
� Welches sind Eurer Meinung nach Kriterien/Maßstäbe 

für eine gerechte Steuerpolitik? 
� Haltet Eure Ergebnisse auf einer Wandzeitung fest. 
 
Die AG-Ergebnisse werden im Plenum vorgestellt. 
 

 
 
 
Plenum 
 
 
 

� M 27 - Steuerpolitik – 
Einfach oder gerecht? 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
WZ 
 
 
AG 
 
 
 
 
 
 
 
WZ 
 
 
Plenum 
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Inhalt/Ablauf: Methode/Material: 

 
Bei beiden Varianten können die Ergebnisse im Verlauf der 
weiteren Diskussion um alternative Vorschläge als Orientie-
rungspunkte für die Bewertung dienen. 
 

 

 
b) Steuerpolitik und Fairness 
 
Gerechtigkeit wird in der heutigen Debatte zumeist mit 
Fairness übersetzt. Was aber ist in Punkto Steuerpolitik 
fair? Welche Kriterien lassen sich dafür finden? 
 
M 28 gibt eine Vorstellung davon, welche Maßstäbe ange-
legt werden könnten.  
 
Es kann in Arbeitsgruppen gelesen und unter folgenden 
Fragestellungen diskutiert werden: 
 
� Wie bewertet Ihr die im ersten Teil des Textes geschil-

derte Ausgangsposition? Welche Rolle sollte Eurer 
Meinung nach der Wirtschaft gegenüber der Gesell-
schaft zukommen? 

� Sind die vier dargestellten Gerechtigkeitsmaßstäbe für 
eine faire Steuerpolitik Eurer Meinung nach ausrei-
chend oder fehlen euch Aspekte? 

� Haltet Eure Argumente auf einer Wandzeitung fest. 
 
Abschließend werden die AG-Ergebnisse im Plenum vor-
gestellt und diskutiert. 
 

 
 
 
 
Plenum 
 
 
 
 
 
 
AG 
 

� M 28 - 
Steuergerechtigkeit: 
Ethische Anforderungen 

 
 
 
 
 
 
Plenum 
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8. Gesellschaftlichen Reichtum umverteilen statt Steuer-
geschenke an die Reichen der Gesellschaft verteilen 

Zielbestimmung:  

Die TN erhalten die Möglichkeit sich mit alternativen Gestaltungs-
vorschlägen zur Steuerpolitik und zur Stärkung der Staatsfinanzen 
zu befassen. Hierzu gehören auch Vorschläge von ver.di, die vor-
gestellt und bewertet werden können. 
 

 
Zeit  
180 – 240 min 

 
 

 

Inhalt/Ablauf: Methode/Material: 

 
Die nachfolgend vorgeschlagenen Themengebiete können 
sowohl nacheinander und gemeinsam bearbeitet werden, 
als auch in parallelen Arbeitsgruppen. 
 
Wird die zweite Vorgehensweise gewählt ist zu berücksich-
tigen, dass für die Auswertungsphase im Plenum entspre-
chend mehr Zeit veranschlagt werden muss. 
 
a) Alternative Leitbilder 
 
Die Folgen neoliberaler Steuerpolitik sind eine schrittweise 
Zerstörung des Sozialstaates durch wachsende Einnahme-
defizite und eine immer größer werdende Schere zwischen 
arm und reich. So wird die soziale Integrationskraft der Ge-
sellschaft zunehmend bedroht. 
 
Grundsätzlich stellt sich die Frage, welches alternative 
Leitbilder für steuerpolitische Reformen sein können, die 
sich nicht an den neoliberalen Idealen der Konkurrenz und 
des selbstregulierenden Wettbewerbs orientieren.  
 
In dem Material M 29 finden sich hierzu acht Vorschläge. 
Diese können in AGen unter folgenden Fragestellungen 
gelesen und diskutiert werden: 
 
� Wie bewertet ihr die angeführten acht Leitbilder im ein-

zelnen 
� Gibt es Aspekte die Euch fehlen und um die Ihr die Lis-

te ergänzen würdet? 
� Haltet Eurer Argumente auf einer Wandzeitung fest. 
 
Anschließend werden die Ergebnisse im Plenum vorgestellt 
und diskutiert.  

 
 
Plenum/AG 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

� M 29 - Andere Leitbilder 
für eine große 
Steuerreform 

 
AG 
 
 
 
 
Plenum 
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Inhalt/Ablauf: Methode/Material: 

 
Andere Bearbeitungsvariante: 
 
Bei einer entsprechenden TN-Zahl können die im Material 
aufgeführten acht Leitbilder auch in Kleinstgruppen bear-
beitet (Vorstellung des Punktes und Bewertung) und dann 
den anderen KollegInnen im Plenum vermittelt werden. 
 

 
 
 
Kleinst-AGen 
 
Plenum 
 

 
 
b) ver.di-Vorschläge: Staatliche Zukunftsaufgaben und 

gerechte Finanzierung 
 
Die Gewerkschaft ver.di hat in den letzten Jahren zahlrei-
che Vorschläge für eine gerechtere Steuerpolitik und zur 
Stärkung der Staatsfinanzen vorgelegt. Dies gilt insbeson-
dere für die Bereiche: 
 
- Vermögen- und Erbschaftsteuer 
- Unternehmens- und Gewinnbesteuerung 
- Entwicklung des Spitzensteuersatzes 
- Finanztransaktionssteuer 
- Reform der Gemeindefinanzen 
 
Diese Vorschläge können sinnvoller weise im Zusammen-
hang mit entsprechenden Überlegungen zur Definition 
staatlicher Zukunftsaufgaben diskutiert werden. 
 
Die beigefügten Materialien hierzu beziehen sich auf: 
 
- Infrastrukturpolitik und Konjunktursteuerung 
- Gemeinden und Daseinsvorsorge 
- Öffentlicher Dienst 
- Kinder und Familie 
- Bildung und Ausbildung 
 
Bearbeitungsvariante 1 
Ein möglicher Weg der Bearbeitung bestünde darin, dass in 
parallelen AGen jeweils ein Vorschlag zu den staatlichen 
Aufgaben mit einem steuerpolitischen Vorschlag zusam-
men bearbeitet wird z.B.: 
 

AG 1: 
Infrastrukturpolitik und Konjunktursteuerung & Ver-
mögen- und Erbschaftsteuer 
AG 2: 
Gemeinden & Reform der Gemeindefinanzen 
AG 3: 
... 

 

 
 
 
 
Plenum 
 

� M 30 - ver.di-Position: 
Vermögen- und 
Erbschaftsteuer 

� M 31 - ver.di-Position: 
Unternehmens- und 
Zinsbesteuerung 

� M 32 - ver.di-Position: 
Finanztransaktionssteuer 

� M 33 - ver.di-Position: 
Spitzensteuersatz 

� M 34 - ver.di-Position: 
Gemeindefinanzen 

 
AG 
 

� M 35 - Zukunftsaufgaben 
des Staates: Infrastruk-
turpolitik und Konjunktur-
steuerung 

� M 36 - Zukunftsaufgaben 
des Staates: Gemeinde-
finanzen: Daseinsvorsor-
ge vor Ort 

� M 37 - Zukunftsaufgaben 
des Staates: Öffentlicher 
Dienstag 

� M 38 - Zukunftsaufgaben 
des Staates: Kinder und 
Familie 

� M 39 - Zukunftsaufgaben 
des Staates: Bildung und 
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Inhalt/Ablauf: Methode/Material: 

 
Die Aufgabenstellung für die AGen könnte dann in etwa wie 
folgt lauten: 
 
� Lest gemeinsam die vorliegenden Arbeitsmaterialien. 
� Fasst die ver.di Vorschläge auf einer Wandzeitung zu-

sammen. 
� Wie bewertet ihr diese Vorschläge? Fehlen euch As-

pekte? 
� Überlegt Euch eine Form der Präsentation im Plenum 

und berücksichtigt dabei, dass die anderen KollegInnen 
den euch vorliegenden Vorschlag noch nicht kennen. 

 
Die Arbeitsgruppenergebnisse werden abschließend im 
Plenum vorgestellt und im Einzelnen diskutiert. 
 
 
Bearbeitungsvariante 2 
 
Ein anderer Weg der Auseinandersetzung mit den Vor-
schlägen von ver.di wäre es,  
- zunächst über die Vorstellungen zu den Zukunftsaufga-

ben des Staates zu diskutieren (wahlweise an ausge-
wählten Beispielen im Plenum oder in AGen) und  

- im Anschluss daran ausführlicher die steuerpolitischen 
Positionen zu bearbeiten. 

 
Auch hierbei ist es natürlich möglich eine Auswahl aus den 
vorhandenen Materialien zu treffen 
 

Ausbildung 
 
 
 
 
 
 
 
WZ 
 
 
 
 
Plenum 
 
 
 
 
 
 
Plenum/AG 
 
 
 

 

 
c) Die „Mehr Steuern für mehr Gerechtigkeit“ – Ein 

Vorschlag von der Arbeitsgruppe Alternative Wirt-
schaftspolitik 

 
Ein Vorschlag zur Korrektur der aktuellen steuerpolitischen 
Schieflage wurde von der Arbeitsgruppe Alternative Wirt-
schaftspolitik entwickelt. 
 
In M 40 wird dieses Konzept der „Mehr Steuern für mehr 
Gerechtigkeit“ in knapper Form erläutert und hinsichtlich 
der damit verbundenen Zielstellungen begründet. 
 
Der Vorschlag kann im Seminar auf mindestens zwei Wege 
bearbeitet und diskutiert werden: 
 
Variante 1: Inhaltliche Vorstellung durch das Team zum 
Abschluss dieses Arbeitsschrittes. 

 

 
 
 
 
 
Plenum 
 
 
 

� M 40 – Mehr Steuern für 
mehr Gerechtigkeit 
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Inhalt/Ablauf: Methode/Material: 

Dies könnte z.B. durch Zusammenfassung der zentralen 
Inhalte auf einer WZ geschehen: 

 
Beispiel: 

 

„Konzept der Steuergerechtigkeit“ 
 

Ziele:  

� Steuergerechtigkeit durch Umverteilung 

� Stärkere Kontrolle des Steuer- und Fi-

nanzwesens 
 

Modell: 

� 48 % Spitzensteuersatz 

� Eingangssteuersatz 14 %, linear-progressiv 

ansteigend 

� Erhöhung der Körperschaftssteuer auf 30% 

� Umwandlung der Gemeindesteuer in eine 

Gemeindewirtschaftssteuer, in die u.a. alle 

Gewinn-, Miet- und Zinseinkünfte der Un-

ternehmen einbezogen sind. 

� Einbeziehung alle Selbständigeneinkommen 

bei angemessenen Freibeträgen für Gering-

verdiener. 

� Besteuerung der Reichen durch eine Reform 

der Erbschaftssteuer und Wiedereinführung 

der Vermögenssteuer 

� Einführung einer Finanztransaktionssteuer  

� Personelle Stärkung der Steuerbehörden 
 

 
Variante 2: Diskussion in Arbeitsgruppen 
 
Hierzu werden folgende Fragestellungen vorgeschlagen: 
 
� Lest gemeinsam den Text. 
� Wie bewertet Ihr den Vorschlag der Arbeitsgruppe Al-

ternative Wirtschaftspolitik im Hinblick auf  
a) die bisherigen Analysen und Diskussionen zur 

Steuerpolitik; 
b) auf seine Machbarkeit bzw. politische Durchsetz-

barkeit. 
� Gibt es Kritikpunkte von Eurer Seite an dem Vorschlag? 
� Haltet Eure Ergebnisse auf einer Wandzeitung fest. 
 
Anschießend Präsentation im Plenum. 

 
WZ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
AG 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Plenum 
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9. Seminarabschluss 

Zielbestimmung:  

Am Abschluss des Seminars geht es im Wesentlichen um die Re-
flektion der eigenen politischen Handlungsmöglichkeiten sowie die 
Formulierung von Erwartungen an gewerkschaftliches Handeln. 
  

 
Zeit  
60 min 

 
 

 

Inhalt/Ablauf: Methode/Material: 

 
Im Verlauf der Bearbeitung des Themas ist an verschiede-
nen Stellen deutlich geworden, dass sich in der politischen 
Ausgestaltung der Steuerpolitik vor allem auch gesell-
schaftliche Kräfteverhältnisse widerspiegeln. 
 
Diese haben sich - trotz wechselnder Regierungs-
mehrheiten - in den letzten 25 Jahren mehr und mehr zu-
gunsten der Kapital- und Vermögenseinkommen bzw. zu 
Lasten der abhängig Beschäftigten verschoben.  
 
Dies wirft inzwischen nicht nur Probleme im Hinblick auf die  
sozial gerechte Verteilung von Lasten auf (Stichwort: 
„Marsch in den Lohnsteuerstaat“), sondern auch der wirt-
schaftlichen Effizienz und der Ausschöpfung gesellschaftli-
cher Wohlfahrtspotenziale (Stichwort: lahmende Binnen-
nachfrage). 
 
Als letzten Schritt bei der Auseinandersetzung mit dem 
Thema Steuerpolitik und Verteilungsgerechtigkeit bietet 
sich daher die Diskussion folgender Fragestellungen an, 
die sowohl in selbständigen AGen als auch im Rahmen 
einer offenen Runde im Plenum stattfinden kann: 
 

� Wie schätzt Ihr die Entwicklung der politischen Kräfte-
verhältnisse in den kommenden fünf Jahren ein?  

� Was können GewerkschafterInnen tun, um den „Marsch 
in den Lohnsteuerstaat“ zu stoppen? 

� Was kann jeder Einzelne tun, um Kräfteverhältnisse 
und gesellschaftliche Mehrheiten zu verändern? 

 

Die Positionen werden auf einer WZ festgehalten und kön-
nen ggf. weiter bearbeitet bzw. konkretisiert und u.U. auf 
die regionale/örtliche oder sogar betriebliche Gewerk-
schaftsarbeit bezogen werden. 

 
Plenum 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
AG/Plenum 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
WZ 
Plenum 
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M 1 - Steuereinnahmen und Staatsaufgaben 
 

 

 

 
 

E
in

n
a

h
m

e
n

 
A

u
s

g
a

b
e

n
 

*) *) 

Gemeinschaftsteuern 

Lohn- und Einkommensteuer 
Körperschaftssteuer, Umsatzsteuer 

Lohn-, Einkommen-
und Umsatzsteuer 

Gemeinden 
 

Gewerbesteuer 
Grundsteuer 
Kleinere eigene 
Steuern (u.a. Hun-
desteuer, Geträn-
kesteuer, Vergnü-
gungssteuer, Jagd- 
und Fischereisteuer) 

Länder 
 

Vermögensteuer 
Erbschaftsteuer 
Kraftfahrzeugsteuer 
Grunderwerbsteuer 
KfZ-Steuer 
Biersteuer 
Rennwett- und  
Lotteriesteuer 

Bund 
 

Mineralölsteuer 
Tabaksteuer 
Branntweinsteuer 
Kaffeesteuer 
Versicherungssteuer 
Solidaritätszuschlag 
sonstige 
Verbrauchssteuern 

EU 
 

Aufkommen aus 
Agrarabschöpfun-
gen und Zöllen der 
Mitgliedstaaten 
Mehrwertsteuerei-
genmittel; 
BSP-Eigenmittel;  
Finanzierungsbei-
träge der Mitglied-
staaten zum Ent-
wicklungsfonds 

 
 
Schul- und Kultur-
wesen 
Verkehrsaufgaben 
Sozialhilfe  
Gesundheitswesen 
Öffentliche Einrich-
tungen 
Energieversorgung  
u.a. 

 
 
Kulturaufgaben 
(Schul- und Hoch-
schulwesen) 
Rechtspflege 
Sozialhilfe 
Polizeiwesen 
u.a. 

 
 
Soziale Sicherung 
Verteidigung 
Forschung und  
Bildung 
Verkehrswesen 
Wirtschaftsförde-
rung  
u.a. 

 
 
Forschung  
Energie 
Gewerbliche Wirt-
schaft 
Agrarfonds 
Regionalfonds 
Sozialfonds 
Entwicklungsfonds 
u.a. 

Gemeinschaftsaufgaben 

*) nur Gewerbesteuerumlage 

Quelle: aktualisierte Darstellung in Anlehnung an: Arbeitsgemeinschaft für Jugend 
und Bildung e.V.; Bundesministerium der Finanzen (Hg.): Finanzen und Steuern - 
Eine Einführung, 1992, S.7 
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M 2 - Steueraufkommen nach Steuerarten 

0

1

422

713

1002

1990

2518

4378

4404

5290

6171

8709

10284

11306

11713

12041

12982

31179

39838

127904

180041

13492

35712

Kraftfahrzeugsteuer (k.A.)

Vermögensteuer

Schaumw einsteuer

Biersteuer

Kaffeesteuer

Branntw einsteuer

Sonstige Steuern

Zölle

Erbschaftsteuer

Grunderw erbsteuer

Stromsteuer

Abgeltungsteuer (inkl. Zinsabschlag)

Versicherungsteuer

Grundsteuer (A+B)

Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag

Tabaksteuer

Veranlagte Einkommensteuer

Gew erbesteuer

Energiesteuer

Lohnsteuer

Umsatzsteuern 
 

 

 

2010 – Angaben in Mill. EUR 

Quelle:  
Statistisches Bundesamt: Statistik über Steueraufkom-
men, in: www.destatis.de (04.08.2011) [eigene Darstellung] 
 

Gesamtsteuereinnahmen in 
Mrd. EUR

531

561

524

500

510

520

530

540
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560
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2008 2009 2010
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M 3 - Staatsausgaben nach Aufgabenbereichen 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Was macht der Staat mit unseren Steuern? 
Das Bild vom „Moloch Staat“: Oft bemüht, aber es trügt. Auch unter Einbeziehung der Sozial-
versicherungen gibt der Staat immer weniger für öffentliche und soziale Aufgaben aus. Zur 
Jahrtausendwende waren es rund 48 Prozent des Bruttoinlandsprodukts, heute sind es noch 
44 Prozent oder über 90 Milliarden Euro weniger pro Jahr. (...) 
Den mit Abstand größten Teil des Geldes geben Bund, Länder und Gemeinden für die soziale 
Sicherung aus – über 260 Milliarden Euro oder fast 40 Prozent der Gesamtausgaben von 680 
Milliarden Euro im Jahr 2006. Davon haben wir früher oder später alle etwas: wenn wir Eltern 
werden, in Zeiten von Erwerbslosigkeit oder wenn wir in den Ruhestand gehen. (...) 
Die Zinsausgaben des Staates verstecken sich unter dem zweitgrößten Ausgabeposten mit 
dem bürokratischen Titel „Allgemeine Öffentliche Verwaltung“. Etwa die Hälfte dieses Postens 
fällt für Zinsen an. Der restliche Teil sind überwiegend Löhne und Gehälter der Beschäftigten 
von Bund, Ländern und Gemeinden. Beim Personal hat der Staat massiv gekürzt. (...) 
Schon an dritter Ausgabenstelle steht die Bildung. Ein prominenter und guter Platz – aber es 
reicht nicht. Der Staat gab im Jahr 2006 mit 94 Milliarden Euro exakt so viel aus wie im Jahr 
2004. Gemessen am Bruttoinlandsprodukt ist der Anteil in diesem Zeitraum von 4,3 auf 4,1 
Prozent gesunken. Verglichen mit dem internationalen Durchschnitt sind das mindestens zehn 
Milliarden Euro zu wenig im Jahr.  
 
Aus: ver.di-Bundesvorstand, Bereich Wirtschaftspolitik: Genug gespart. Öffentliche Leistun-
gen stärken, Berlin 2008, S. 10 f., in: http://wipo.verdi.de/broschueren/genug_gespart/data/ 
genug_gespart.pdf (01.08.2011) 

20%

14%

39%

Wofür gibt der Staat Geld aus?

Allgemeine öffentliche 
Verwaltung
144 Mrd. €
davon die Hälfte Zinsen

Verteidigung 
26 Mrd. €

Öffentliche 
Ordnung und 
Sicherheit 
37 Mrd. €

Wirtschaftliche 
Angelegenheiten 
69 Mrd. €

Umweltschutz 
12 Mrd. €

Wohnungswesen, kommunale 
Gemeinschaftsdienste 
21 Mrd. €

Gesundheitswesen 
6 Mrd. €

Freizeit, Sport,
Kultur und 
Religion
15 Mrd. €

Bildungswesen 
97 Mrd. €

Soziale Sicherung 
268 Mrd. €

2007
694 Mrd.€

Quelle: Statistisches Bundesamt, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung

14%

ver.di Bundesvorstand
Bereich Wirtschaftspolitik
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}

 

M 4 - Ziele von Steuerpolitik 
 

 

 

 

 

Die Frage nach dem Ziel der Besteuerung 
wurde bis zur Mitte des vorherigen [19.] 
Jahrhunderts allein mit der Bedarfsde-
ckungsfunktion (fiskalische Zielsetzung) 
beantwortet: 
 
Der Staat braucht Steuereinnahmen zur 
Deckung der Kosten, die ihm bei der Aufga-
benerfüllung entstehen. 
 
Erst gegen Ende des letzten [19.] Jahrhun-
derts gewannen sozialpolitische Zielsetzun-
gen im Sinne einer Umverteilung (Redistri-
bution) von Einkommen und Vermögen zu-
nehmend an Gewicht, wie sie im Prinzip der 
Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit 
Ausdruck fanden. 
 
Erst seit den dreißiger Jahren dieses Jahr-
hunderts wird im Anschluß an die Lehren 
von John M. Keynes (1883 - 1946) den kon-
junktur- und stabilitätspolitischen Aspekten 
der Besteuerung wachsende Beachtung 
beigemessen. 
 
Mit dem Schlagwort „Steuern sind Wirt-
schaftslenkungsmittel“ bezeichnet man die 
Tatsache, daß Steuern: 

1. das wichtigste Instrument des Staates zur 
gezielten Beeinflussung und Steuerung des 
wirtschaftlichen Verhaltens des einzelnen und 
 
2. der bedeutendste Bestandteil des Kata-
logs der staatlichen Maßnahmen zur Wirt-
schaftslenkung sind.  
 
Diese enorme Bedeutung der Besteuerung 
als staatliches  
 
Finanzierungs- und 
Gestaltungs- 
 
ist Ausfluß des Sozialstaatsprinzips, weil 
erst die Verfügungsmacht über die Steuer-
erhebung den Staat in die Lage versetzt:  
 
a) soziale Verantwortung zu übernehmen 
b) eine notwendige Umverteilung vorzu-
nehmen 
c) erforderliche Maßnahmen der Daseins-
vorsorge zu treffen.  
 
Aus: Becker, Henning: Finanzwissenschaft-
liche Steuerlehre, München 1990, S. 50f 
[Ergänzungen, JR] 

 

instrument 
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M 5 - Ethische Dimensionen der Steuerpolitik - die 
Gerechtigkeitsfrage 

 

 

 

Die gerechte Verteilung der Gesamtsteuer-
last auf die einzelnen Bürger ist ein Impera-
tiv der Ethik. Die Gerechtigkeitsfrage stellt 
sich immer dann, wenn eine Mehrzahl von 
Menschen darauf angewiesen ist, die Las-
ten und Ansprüche, die mit dem Zusam-
menleben in einer Gemeinschaft verbunden 
sind, zu verteilen. Daher müssen Steuerpoli-
tik und Sozialpolitik Gerechtigkeitspolitik 
sein. Die Besteuerung wäre ein Vorgang 
ohne ethische Dignität*), wäre fiskalische 
Willkür (...) wenn Steuern in beliebiger Wei-
se erhoben werden dürften, wenn in Steuer-
sachen ein beliebiges Diktum (...) des Ge-
setzgebers legitim wäre. (...) 

Die Geschichte des Streits um Steuerge-
rechtigkeit zeigt hinreichend, daß es ein 
Natur-Steuerrecht offenbar nicht gibt. Steu-
ergerechtigkeit ist nichts Absolutes, Definiti-
ves. Sie ist abhängig von Zeit und Ort und 
unterliegt einem evolutionären Prozeß. 

Der Feudalstaat beruhte auf der Ungleich-
heit der sozialen Gruppen. Der Adel zahlte 
mit dem Blut, der Klerus mit Gebeten, und 
die Bürger zahlten mit Geld. Die Bürger 
wurden lange von Adel und Geistlichkeit 
nach Prinzipien des praktischen Fiskalis-
mus, nicht nach Rechtsprinzipien ge-
schröpft. (...) 

Die englische Magna Charta Libertatum von 
1215, die Petition von 1628, die Bauernkrie-
ge in Deutschland, der amerikanische Un-

abhängigkeitskrieg, die Erklärung der Men-
schen- und Bürgerrechte von 1789 waren 
auch Meilensteine im Kampf gegen steuerli-
che Ausbeutung und für mehr Steuerge-
rechtigkeit. (...) 

Gerechtes Recht setzt Prinzipien (oder - 
hier inhaltsgleich verstanden - Regeln) vor-
aus. Solche Prinzipien werden auch zur 
gerechten Verteilung von Lasten benötigt. 
Das Prinzip schafft ein einheitliches Maß. 
Prinzipienlosigkeit - regelloser Fiskalismus 
oder Opportunismus, Beliebigkeit - ist Will-
kür und damit das Gegenteil von Gerechtig-
keit. Auch Messen mit zweierlei oder meh-
rerlei Maß bei gleichen Verhältnissen ist 
ungerecht. (...) 

Gerechtigkeit wird hauptsächlich verbürgt 
durch Gleichbehandlung (s. Artikel 3 GG). 
Das Grundgesetz hat noch eine besondere 
Komponente hinzugefügt, die soziale Ge-
rechtigkeit des Sozialstaatsprinzips (s. Arti-
kel 20 I, 28 I GG). Der Konkretisierungsvor-
gang verläuft so: Gerechtigkeit → Gerech-
tigkeit durch Gleichbehandlung → soziale 
Gerechtigkeit → gleichmäßige, sozialge-
rechte Besteuerung nach einem sachge-
rechten Maßstab. 

 
Aus: Tipke, Klaus; Lang, Joachim: Steuer-
recht, Köln 1991, S. 47ff 

*)  die Würde betreffend (JR) 
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M 6 - Gleichheit und Sozialstaatsgebot im 
Grundgesetz 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

GG Art 3 
 
(1) Alle Menschen sind vor dem Ge-
setz gleich.  
 
(2) Männer und Frauen sind gleich-
berechtigt. Der Staat fördert die tat-
sächliche Durchsetzung der Gleich-
berechtigung von Frauen und Män-
nern und wirkt auf die Beseitigung 
bestehender Nachteile hin.  
 
(3) Niemand darf wegen seines Ge-
schlechtes, seiner Abstammung, sei-
ner Rasse, seiner Sprache, seiner 
Heimat und Herkunft, seines Glau-
bens, seiner religiösen oder politi-
schen Anschauungen benachteiligt 
oder bevorzugt werden. Niemand 
darf wegen seiner Behinderung be-
nachteiligt werden. 

GG Art 20 
 
(1) Die Bundesrepublik Deutschland 
ist ein demokratischer und sozialer 
Bundesstaat.  
 
(2) Alle Staatsgewalt geht vom Volke 
aus. Sie wird vom Volke in Wahlen 
und Abstimmungen und durch be-
sondere Organe der Gesetzgebung, 
der vollziehenden Gewalt und der 
Rechtsprechung ausgeübt.  
 
(3) Die Gesetzgebung ist an die ver-
fassungsmäßige Ordnung, die voll-
ziehende Gewalt und die Rechtspre-
chung sind an Gesetz und Recht 
gebunden.  
 
(4) Gegen jeden, der es unternimmt, 
diese Ordnung zu beseitigen, haben 
alle Deutschen das Recht zum Wi-
derstand, wenn andere Abhilfe nicht 
möglich ist. 

GG Art 28 
 
(1) Die verfassungsmäßige Ordnung in den Ländern muß den Grundsätzen des republi-
kanischen, demokratischen und sozialen Rechtsstaates im Sinne dieses Grundgesetzes 
entsprechen. (...) 
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M 7 - Einteilungskriterien für Steuern 
 

 

 

 

Für die Einteilung der Steuern gibt es je 
nach Erkenntnisinteresse des Betrachters 
unterschiedliche Gesichtspunkte und eine 
Vielzahl von Kriterien. Man kann die Steu-
ern danach einteilen, worauf sie erhoben 
werden oder ob es sich um eine direkte o-
der indirekte Steuer handelt. So kann es 
durchaus vorkommen, daß eine Steuerart 
mehrere Kriterien erfüllen. Die Umsatzsteu-
er ist zum Beispiel sowohl eine indirekte 
Steuer als auch eine Verkehrssteuer. 

Aus den unterschiedlichen Erhebungsbe-
rechtigten gemäß der Finanzverfassung 
ergibt sich eine Unterteilung in Bundes-, 
Länder- und Gemeindesteuern. 

In einer anderen Hauptgruppe werden 
die Steuern nach dem Gegenstand einge-
teilt, auf den sie sich beziehen. Danach gibt 
es Besitz-, Verkehr- und Verbrauchssteu-
ern. (...) 

Darüber hinaus gibt es noch eine ganze 
Reihe von zusätzlichen Einteilungsmetho-
den. Dabei darf nicht übersehen werden, 
daß diese Eingruppierungsversuche der 
verschiedenen Steuerarten und ihre Ab-
grenzung in vielen Fällen nicht eindeutig (...) 
sind. 

Eine weitere Methode stellt die Einteilung 
nach direkten und indirekten Steuern dar. 
So wird zum Beispiel die Lohnsteuer zu den 
direkten Steuern gerechnet, weil sie der 

Steuerschuldner auch direkt bezahlen muß. 
Kennzeichnend für die direkten Steuern ist, 
daß sie direkt bei dem Steuerpflichtigen 
erhoben werden, den auch die Steuerlast 
treffen soll, so etwa bei der Lohn-, Einkom-
mens- oder Vermögenssteuer. Anders ist es 
bei den indirekten Steuern, worunter in der 
Regel alle Verbrauchsteuern fallen. Hier ist 
der Steuerträger der Endverbraucher. Aus 
steuertechnischen Gründen wird die Steuer 
bei den Unternehmen "indirekt" erhoben, die 
diese in die Preise einrechnen und damit 
auf die Verbraucher überwälzen. Der Eintei-
lung in direkte und indirekte Steuern liegt 
also die Hypothese zugrunde, daß letztere 
überwälzt werden. Daß muß aber nicht so 
sein. Im Falle einer Rezession ist es wahr-
scheinlich, daß die Unternehmen eine 
Mehrwertsteuererhöhung nur teilweise wei-
tergeben können, da sie sich ohnehin einer 
schwachen Nachfrage gegenübersehen und 
Preiserhöhungen nicht durchsetzen können. 
Umgekehrt kann es im Boom geschehen, 
daß die Unternehmen auch direkte Steuern, 
zum Beispiel Ertragsteuern wie die Körper-
schaftsteuer, auf die Abnehmer ihrer Pro-
dukte abwälzen. 

Aus: Velte, Peter J.: Steuerliche Erhe-
bungsprinzipien, in: Informationen zur politi-
schen Bildung 241, 4. Quartal 1993, S. 14f 
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M 8 - Direkte und indirekte Steuern 
 

 

 

  

Steuererhebung 

 

Indirekt 
 

Direkt 

z.B. Umsatz-
steuer 

z.B. Lohn- 
steuer 

z.B. Tabak-
steuer 

z.B. Mineralöl-
steuer 

z.B. Veranlagte 
Einkom-

mensteuer 

z.B. Körper-
schaftsteuer 
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M 9 - Der „Marsch in den Lohnsteuerstaat“ 
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ver.di Bundesvorstand
Bereich Wirtschaftspolitik

Mehrwert- und Verbrauchsteuern

 
 
Steuern zu Lasten der Beschäftigten 
Auch mit der Steuerpolitik haben die Regierungen Kohl über Schröder bis zu Merkel kräftig an 
der Umverteilungsschraube von unten nach oben gedreht. Ende der 70er Jahre trugen die 
Lohnsteuer, Verbrauchsteuern sowie Gewinn- und Vermögenssteuern noch zu jeweils knapp 
einem Drittel zum gesamten Steueraufkommen bei. Damit ist es jedoch lange vorbei. Die Be-
schäftigten tragen mit ihrer Lohnsteuer zwar immer noch rund 30 Prozent. Unternehmer und 
Reiche zahlen aber deutlich weniger. Durch die wiederholte Senkung der Unternehmensteuer, 
des Spitzensteuersatzes in der Einkommensteuer und nicht zuletzt durch die Abschaffung der 
Vermögensteuer. Trotz der Gewinnexplosion der letzten Jahre zahlen sie nur noch 21 Prozent 
der gesamten Steuereinnahmen des Staates. Dafür liegen die Verbrauchsteuern – nicht zuletzt 
wegen der Anhebung der Mehrwertsteuer – mit 38 Prozent des gesamten Steueraufkommens 
auf Rekordniveau. Und gerade sie treffen die Beschäftigten, die Erwerbslosen und die Rentne-
rinnen und Rentner besonders. Viele von ihnen leben nämlich „von der Hand in den Mund“ und 
müssen einen Großteil der erhöhten Mehrwertsteuer zahlen. Reiche und Empfänger von ho-
hen Einkommen sparen dagegen viel und müssen entsprechend weniger Mehrwertsteuer auf 
ihr Einkommen zahlen. 
 
 
Aus: ver.di-Bundesvorstand, Bereich Wirtschaftspolitik: Genug gespart. Öffentliche Leistun-
gen stärken, Berlin 2008, S. 6f, in: http://wipo.verdi.de/broschueren/genug_gespart/data/ 
genug_gespart.pdf (01.08.2011)
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M 10 - Steuerbelastung zu Lasten der Beschäftigten 
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Steuerbelastung* der privaten Unter-
nehmens-und Vermögenseinkommen

*) Körperschaftsteuer + Gewerbesteuer + veranlagte Einkommensteuer + Kapitalertragsteuer + Zinsabschlagsteuer + Vermögensteuer
Quelle: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen  

 

 

 

1980 zahlten die Beschäftigten knapp 16 Prozent Steuern auf ihre Brut-
toeinkommen. Der Steueranteil stieg bis zum Jahr 2000 auf 19,4 Prozent 
und sank dann wieder leicht auf knapp 17 Prozent im Jahre 2010. Im 
gleichen Zeitraum ging die Steuerbelastung der Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen von 26 Prozent auf rund 15 Prozent zurück.  
 
 



 
 
Steuerpolitik und Verteilungsgerechtigkeit 
 
Bildungsmaterialien 
 

 
Wirtschaftspolitik und Gewerkschaftliche Bildung  Seite 45 

 

 

M 11 - Schwarz-gelbe Steuerpolitik I - Ansprüche 
 
Wir wollen eine Steuerpolitik, die die Leistungsbereitschaft der Bürgerinnen und Bürger stärkt. 
Wir wollen eine Steuerpolitik, die für die Unternehmen in Deutschland Rahmenbedingungen 
schafft, die ihr auch in Zeiten der Globalisierung ihre starke Stellung ermöglicht. Wir verstehen 
Steuerpolitik als Wachstumspolitik, denn wir wissen, dass Basis aller Staatsfinanzen die Arbeit 
der Bürger unseres Landes und die wirtschaftlich erfolgreichen Unternehmen sind. Mehr finan-
zieller Spielraum ist Voraussetzung für mehr Konsum und mehr Investitionen. (...) 
 
Wir werden dafür sorgen, dass sich Arbeit lohnt, dass den Bürgern mehr Netto vom Bruttoein-
kommen bleibt. Das Steuersystem und das Besteuerungsverfahren werden wir deutlich verein-
fachen und für die Anwender freundlicher gestalten. Die steuerlichen Entlastungen schaffen 
die nachhaltige Grundlage für gesunde Staatsfinanzen. Eine weitere wichtige Aufgabe ist die 
strenge Begrenzung der Schulden nach der neuen Schuldenregel unserer Verfassung. (...) 
 
Wir werden insbesondere die unteren und mittleren Einkommensbezieher vorrangig entlasten 
und gleichzeitig den Mittelstandsbauch abflachen, indem wir den Einkommensteuertarif zu 
einem Stufentarif umbauen.  (...) 
 
Wir werden die Regelungen bei der Erbschaftsteuer entbürokratisieren, familiengerechter, pla-
nungssicherer und mittelstandsfreundlicher machen. Hierzu werden wir als Sofortprogramm 
vorab die Steuerbelastung für Geschwister und Geschwisterkinder durch einen neuen Steuer-
tarif von 15 bis 43 Prozent senken (...) 
 
Steuerpolitik ist auch Standortpolitik. Aus diesem Grund wollen wir das Unternehmenssteuer-
recht weiter modernisieren und international wettbewerbsfähig gestalten. Aufkommensneutrali-
tät sollte gewahrt bleiben. Unternehmerische Entscheidungen sollten sich - unabhängig von 
Rechtsform, Organisation und Finanzierung - in erster Linie nach wirtschaftlichen Gesichts-
punkten und nicht nach steuerlichen Aspekten richten. Auch der Holdingstandort Deutschland 
soll gestärkt werden. (...) 
 
Daneben gibt es Handlungsbedarf bei den ermäßigten Mehrwertsteuersätzen. Benachteiligun-
gen gehören auf den Prüfstand. Aus diesem Grund wollen wir eine Kommission einsetzen, die 
sich mit der Systemumstellung bei der Umsatzsteuer sowie dem Katalog der ermäßigten 
Mehrwertsteuersätze befasst. Dabei gilt es auch, die europäische Wettbewerbssituation be-
stimmter Bereiche zu berücksichtigen. Deshalb wollen wir ab dem 1.1.2010 für Beherber-
gungsleistungen in Hotel- und Gastronomiegewerbe den Mehrwertsteuersatz auf 7 Prozent 
ermäßigen. (...) 
 
Die bereits beschlossene Einkommensteuerentlastung, das Sofortprogramm für Familien, die 
Änderungen der Unternehmenssteuerreform und die Erbschaftsteuer belaufen sich damit zum 
1.1.2010 auf ein Gesamtvolumen von rund 21 Mrd. Euro. Sie bilden damit einen starken Im-
puls zu Beginn der neuen Legislaturperiode, der dabei hilft, Deutschland aus der Krise zu füh-
ren. 
 
Aus: Wachstum. Bildung. Zusammenhalt. Der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und 
FDP, 2009, S. 10ff, in: www.cdu.de/doc/pdfc/091026-koalitionsvertrag-cducsu-fdp.pdf 
(01.08.2011) 
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M 12 - Schwarz-gelbe Steuerpolitik II - Wirklichkeit 
 

Die öffentlichen Haushalte in Deutschland 
sind unterfinanziert. Nicht nur die Höhe der 
Steuern wurde in den vergangenen Jahren 
massiv abgesenkt, auch die Struktur hat 
sich negativ verändert. Unternehmen, 
Vermögende und die Bezieherinnen und 
Bezieher hoher Einkommen wurden über-
proportional entlastet. Dagegen treffen die 
Kürzungen im Haushalt vor allem Hartz-IV-
Empfängerinnen und -Empfänger, Arbeits-
lose und Beschäftigte im öffentlichen 
Dienst. Die soziale Schieflage der Steuer-
politik der vergangenen Jahre wird durch 
die Kürzungspolitik nicht korrigiert, sondern 
verschärft. Mit dem „Wachstumsbeschleu-
nigungsgesetz“ sind zum 1. Januar 2010 
weitere Steuersenkungen, wie zum Bei-
spiel die Senkung des Mehrwertsteuersat-
zes für Hotelübernachtungen, in Kraft ge-
treten. Allein dieses Gesetzespaket wird im 
Zeitraum von 2011 bis 2014 zu Steueraus-
fällen von knapp 40 Milliarden Euro führen. 
Schon eine zusätzliche Rücknahme der 
Steuerrechtsänderungen aus dem Konjunk-
turpaket II würde damit zu einem zusätzli-
chen Einnahmevolumen im Umfang der 
von der Bundesregierung beschlossenen 
Kürzungen führen. (...) 
 
Der Anteil der Staatsausgaben (inklusive 
der Sozialversicherungen) an der gesam-
ten Wirtschaftsleistung sank von 47,1 Pro-
zent 2004 auf 43,7 Prozent im Jahr 2008. 
Deswegen mussten notwendige Ausgaben 
immer mehr über Schulden finanziert wer-
den. Insofern ist eine Wende in der Steuer-
politik überfällig. Umso skandalöser ist es, 
dass nun die Vorgaben der unsinnigen 
„Schuldenbremse“ in alter Manier praktisch 
ausschließlich über Einsparungen erfüllt 
werden sollen: Keine Wiedereinführung der 
Vermögensteuer, keine Anhebung des 
Spitzensteuersatzes bei der Einkommens-
steuer, keine Reform der Erbschaftssteuer, 
keine Erhöhung des Körperschaftsteuer-

satzes und vor allem keine Finanztransak-
tionsteuer. Die Bundesregierung beziffert 
den durch die Schuldenbremse notwendi-
gen Konsolidierungsbedarf für den Zeit-
raum von 2011 bis 2014 auf 86,3 Milliarden 
Euro. Ohne die Steuersenkungen der letz-
ten Jahre, wären fast 60 Prozent des ge-
samten Konsolidierungsbedarfes bis 2014 
in einem einzigen Jahr erwirtschaftet wor-
den (IMK).  
 
Dabei hätten diese Steuermehreinnahmen 
nicht zu einer astronomisch hohen Steuer-
belastung geführt. Die Steuerquote (Anteil 
der Steuereinnahmen am BIP) hätte etwa 
auf dem gleichen Niveau wie im Jahr 2000 
gelegen.  
 
Tatsächlich hat sich in den vergangenen 
Monaten das Steueraufkommen günstiger 
entwickelt, als es in der Finanzplanung 
erwartet worden war. Danach sollte die 
Neuverschuldung des Bundes 2010 80,6 
Milliarden Euro betragen. Jetzt wird eine 
um 15 bis 20 Milliarden geringere Neuver-
schuldung 
erwartet. An den Kürzungen wird trotzdem 
festgehalten, und die Debatte über weitere 
Steuersenkungen ist wieder losgetreten 
worden. Damit wird der Spardruck weiter 
künstlich erhöht, an der Spirale aus Steu-
ersenkungen und Ausgabenkürzungen wird 
weiter gedreht. Für einen Staat, der massiv 
in die Zukunft investiert und die sozialen 
Netze im Bedarfsfall ausbaut, wäre aller-
dings unter den Bedingungen der Schul-
denbremse eine grundsätzlich andere 
Steuerpolitik notwendig. 
 
Aus: Arbeitsgruppe Alternative Wirtschafts-
politik: Sondermemorandum, August 2010, 
S. 4f, in: www2.alternative-wirtschaftspotik.de/ 
uplads/sondermemorandum_august_2010.pdf 
(01.08.2011)
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M 13 - Steuerquote 
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Steuerquote in Deutschland

Quelle: Bundesfinanzministerium, 2010 Steuerschätzung vom Mai 2011

ver.di Bundesvorstand
Bereich Wirtschaftspolitik

 
 
 
Die fortgesetzte Entlastung von Reichen und Unternehmen hat zu Steuerausfällen in Milliar-
denhöhe geführt und bereits in der Vergangenheit immer neue Löcher in die öffentlichen 
Haushalte gerissen. Die Steuerquote, also der Anteil der Steuereinnahmen am Bruttoinlands-
produkt, erreichte 2004 mit nur noch 20 Prozent ein historisches Tief. Aufgrund der Erhöhung 
der Mehrwertsteuer ab 2007 stieg sie wieder an. Hinzu kamen verbesserte Steuereinnahmen 
im Zuge des konjunkturellen Aufschwungs. Damit liegt die Steuerquote mit 22 Prozent immer 
noch deutlich unter dem Niveau der 1980er Jahre. Im europäischen Vergleich bedeutet dies 
ein Platz auf den hintersten Rängen. 
 

Aus: ver.di Bundesvorstand, Bereich Wirtschaftspolitik, Wirtschaftspolitische Informatio-
nen 06/2008, S.4, in: http://wipo.verdi.de/wirtschaftspolitische_informationen/data/08-
06_konzeptnsteuergerechtigkeit.pdf (01.08.2011) 
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M 14 - Geldvermögen und Staatsverschuldung 
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ver.di Bundesvorstand
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Besitzer von Geldvermögen profitieren von der Armut des Staates, der sich Geld von Notwen-
dige öffentliche Aufgaben wurden in der Vergangenheit immer stärker über Schulden finan-
ziert. Schuld ist die wiederholte Senkung der Unternehmensteuer, des Spitzensteuersatzes 
und nicht zuletzt die Streichung der Vermögensteuer. Bei der Entlastung von Spitzenverdie-
nern und Reichen gab es eine große Kontinuität der Regierungen Kohl, Schröder und Merkel. 
Die verbliebenen Einnahmen reichten aber zunehmend vorne und hinten nicht mehr. Allein die 
Steuersenkungen seit 1998 verursachen Einnahmeverluste für den Staat von über 40 Milliar-
den Euro – Jahr für Jahr! Die Profiteure der Staatsverschuldung Besitzer von Geldvermögen 
profitieren von der Staatsverschuldung. Während die Mehrheit der Bevölkerung für die Staats-
schulden über die Steuerzahlungen aufkommen muss, kassieren die Geldvermögensbesitzer 
die Zinsen – insgesamt rund 65 Milliarden Euro im Jahr. So viel Zinsen zahlt der Staat inzwi-
schen wegen des Anstiegs der Schulden auf knapp 1.600 Milliarden Euro. Eine Verdreifa-
chung seit Anfang der 1990er Jahre. Auf Dauer ist es untragbar, dass rund zwölf Prozent der 
gesamten Steuereinnahmen für Zinszahlungen ausgegeben werden. Hierdurch findet eine 
permanente Umverteilung von steuerzahlenden Beschäftigten an Vermögensbesitzer statt. 
 
Aus: ver.di-Bundesvorstand, Bereich Wirtschaftspolitik: Genug gespart. Öffentliche Leistun-
gen stärken, Berlin 2008, S. 8, in: http://wipo.verdi.de/broschueren/genug_gespart/data/ 
genug_gespart.pdf (01.08.2011)



 
 
Steuerpolitik und Verteilungsgerechtigkeit 
 
Bildungsmaterialien 

 

 
Wirtschaftspolitik und Gewerkschaftliche Bildung  Seite 49 

 

 

M 15 - Staatsverschuldung 
 

 

 

(...) Vor diesem Hintergrund ist es richtig, 
die jährliche Neuverschuldung tendenziell 
zu vermindern und perspektivisch auch eine 
Verringerung des Schuldenstandes anzu-
streben. Jedoch darf dies nicht durch die 
Fortsetzung der Schrumpfpolitik angesteuert 
werden. Unternehmen, Reiche und Spitzen-
verdiener müssen endlich wieder stärker 
besteuert werden. (...) 
 
In konjunkturellen Schwächephasen oder 
gar bei drohender Rezession ist Schul-
denabbau Gift für das wirtschaftliche 
Wachstum. Verschuldungsgrenzen dürfen 
den Handlungsspielraum der Politik nicht 
einengen. Der Staat muss anpacken und 
die Konjunktur ankurbeln können. Ein auf 
diese Weise erzeugtes höheres Wachstum 
führt zu höheren Einnahmen des Staates, 
die dann wieder die Rückzahlung der 
Schulden ermöglichen. 2006 hat genau 
dies funktioniert: In Folge des günstig 
ausgefallenen Wirtschaftswachstums von 
2,9 Prozent stiegen die Steuereinnahmen 
gegenüber 2005 um sieben Prozent – das 
sind 37 Milliarden Euro. Die Erkenntnis ist 
klar: Für eine Verbesserung der öffentli-
chen Einnahmen und einen mittelfristigen 
Schuldenabbau ist ein höheres, ökolo-
gisch ausgerichtetes Wachstum notwen-
dig. Hinzu kommen muss eine gerechte 
Steuerpolitik. (...) 
 
Schulden abbauen = Vermögen stärker 
besteuern 
 
Im Jahr 2006 legten Privatleute in 
Deutschland über 130 Milliarden Euro auf 
die hohe Kante. Banken und Versicherun-
gen 25 Milliarden Euro. Bis 2003 waren 
sie die Einzigen, die laufend ihr Vermögen 
erhöhen konnten. Für die Unternehmen 
insgesamt galt das nicht. Die hatten Jahr 
für Jahr Kredite aufgenommen, um ihre 

Investitionen vorzufinanzieren. Viele Un-
ternehmen verdienen mittlerweile aber so 
gut, dass sie selbst Geld auf die hohe 
Kante legen. Dies gilt insbesondere für 
Großunternehmen. Seit 2004 ist bei allen 
Unternehmen unter dem Strich Geld übrig 
– zwei Milliarden Euro im Jahr 2006. Ir-
gendwo muss das Geld aber unterge-
bracht werden. Im Inland bleibt nur noch 
der Staat. 2006 nahm er von der gesam-
ten Ersparnis in Höhe von 161 Milliarden 
Euro jedoch auch nur noch 37 Milliarden 
auf. Die verbliebenen 124 Milliarden Euro, 
für die im Inland keine Schuldner gefun-
den wurden, flossen ins Ausland. So viel 
wie noch nie! Damit zeigt sich: Die Verrin-
gerung der Neuverschuldung macht einen 
Abbau der privaten Geldvermögensbil-
dung notwendig. Was würde nämlich pas-
sieren, wenn die Privatleute weiterhin ho-
he Ersparnisse bilden, der Staat aber wie 
die Unternehmen als Schuldner ausfallen 
würde? Die privaten Ersparnisse würden 
noch mehr ins Ausland fließen. Das Prob-
lem: Noch schwächere Binnennachfrage, 
noch schwächeres Wachstum. So würde 
der Arbeitsmarkt zusätzlich belastet. Und 
das Ausland verschuldet sich immer mehr 
gegenüber Deutschland. 
 
Öffentliche Verschuldung – ein Gerech-
tigkeitsproblem? 
 
Öffentliche Verschuldung ist vor allem ein 
Verteilungsproblem innerhalb der Genera-
tionen. Das immer wieder behauptete 
Problem, mit Staatsverschuldung lebe 
man auf Kosten der nächsten Generation, 
ist falsch. Denn wenn Infrastruktur kredit-
finanziert aufgebaut oder die Bildung ver-
bessert wird, profitieren auch die kom-
menden Generationen. Zudem werden 
ihnen nicht etwa nur Schulden hinterlas-
sen. Sie erben in exakt gleichem Umfang 
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auch die Guthaben. Spannende Frage ist 
nur, wer die Schulden und wer die Gutha-
ben erbt. Auch in Zukunft profitieren die 
einen durch Rückzahlungen und Zinsen, 
während die anderen diese mittelbar durch 
ihre Steuerzahlungen aufbringen müssen. 
 

Staatlicher Schuldenabbau erfordert höhe-
re Besteuerung der Besserverdienenden 
und Reichen! Sonst drohen Wachstums-
verluste und Abbau von Arbeitsplätzen! 
Eine gerechte Steuerpolitik ist auch Vor-
aussetzung für Gerechtigkeit unter den 
Generationen. 
 

 
Aus: ver.di-Bundesvorstand, Bereich Wirtschaftspolitik: Genug gespart. Öffentliche Leistun-
gen stärken, Berlin 2008, S. 8f, in: http://wipo.verdi.de/broschueren/genug_gespart/data/ 
genug_gespart.pdf (01.08.2011)  
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M 16 - BDI fordert Steuerentlastung 
 

 

 

 

 

 

 

 

„Die steuerlichen Rahmenbedingungen für private Investitionen müs-

sen substanziell verbessert werden. Dabei geht es um den Abbau 

steuerlicher Verwaltungsaufgaben, die Verringerung der Steuerlast 

sowie notwendige Deregulierungsschritte. Angesichts knapper finanz-

politischer Spielräume sind Steuervereinfachungen ein probates Mittel, 

um für mehr Wachstum und zusätzliche Steuereinnahmen zu sorgen.“ 

 
Quelle: BDI - Bundesverband der Deutschen Industrie e.V.: Investieren in 
Deutschland – Die Sicht des Investors, Juni 2011, S. 11, in: 
http://www.bdi.eu/download_content/Marketing/Investieren_in_Deutschland_-
_Die_Sicht_des_Investors.pdf (01.08.2011) 
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M 17 - „Strategische Defizite“ 
 

 

 

 

„Die Kombination von politisch durchgesetzten Einnahmeverzichten bei 

gleichzeitiger Tabuisierung staatlicher Neuverschuldung führt zu geleer-

ten öffentlichen Kassen, mit denen die Erosion des Sozialstaats als 

Sachzwang erklärt werden kann. Ein ökonomischer Berater des Präsi-

denten Reagan bezeichnete diese Konstellation zu Beginn der neolibe-

ralen Ära als Politik der „strategischen Defizite". Man erreicht den Abbau 

staatlicher Leistungen für die Masse der Bevölkerung praktisch ohne Le-

gitimationsverlust, indem man Steuersenkung fordert und zugleich die 

Staatsverschuldung bekämpft. Seit über 20 Jahren werden die neolibe-

ralen Forderungen nach reduzierten Unternehmenssteuern, Deregulie-

rung, Privatisierung und Sozialabbau realisiert, zugleich ist das Wachs-

tum rückläufig, die Arbeitslosigkeit steigt und lebenswichtige öffentliche 

Aufgaben werden gröblich vernachlässigt. Anstatt jedoch aus diesen Er-

fahrungen zu lernen und die wirtschaftsliberale Rosskur abzubrechen, 

erhöht man die Dosis.“ 

Hagen Kühn: Leere Kassen, in: Blätter für deutsche und internationale Politik, 48. 
Jg., Heft 6-2003, S. 732 
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M 18 - Absturz der Gewinnsteuern 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Politiker argumentieren gerne mit dem „Sachzwang Steuerwettbewerb“. Unterneh-
mer und ihre Lobby behaupten immer wieder, die Steuerbelastung sei in Deutsch-
land besonders groß. Inklusive Gewerbesteuer hätten Unternehmen vor der Reform 
der großen Koalition fast 40 Prozent Steuern bezahlt. Inklusive Besteuerung des 
ausgeschütteten Gewinns sogar über 50 Prozent. Dieser Wert ist aber eine nur theo-
retische tarifliche Höchstbelastung bei einer vollständigen Erfassung, Besteuerung 
und Ausschüttung des gesamten Gewinns. (...) 
 
Die Europäische Kommission und Experten hierzulande haben eine tatsächliche 
Steuerbelastung des Gewinns von allenfalls 20 Prozent ermittelt. Für das Jahr 2006 
kommt die EU auf eine faktische Steuerbelastung von Gewinnen und Kapitalein-
kommen – also einschließlich der Vermögenseinkommen von privaten Eigentümern 
und ihrer Besteuerung – von 19,7 Prozent. Fünf Prozentpunkte weniger als im Jahr 
2000 und knapp drei Prozentpunkte weniger als im Durchschnitt der EU-Länder. Und 
das war noch vor der Steuersenkung 2008! Unternehmen schaffen nur dann neue 
Arbeitsplätze, wenn sie mehr Produkte verkaufen können. Nicht wegen niedriger 
Steuern.  
 
Aus: ver.di Bundesvorstand, Bereich Wirtschaftspolitik: Konzept Steuergerechtigkeit. Mehr Steuern für 
mehr Zukunftsvorsorge, Berlin 2009, S.18, in: http://wipo.verdi.de/wirtschaftspolitische_informationen/ 
data/0806_konzeptnsteuergerechtigkeit.pdf (01.08.2011)
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M 19 - Rückblick Einkommensteuerreformen: Wer 
wird entlastet? 

 

614 615

338 328

2000 2010 2000 2010

Mehr Brutto für Unternehmer und Reiche
Reale Löhne sowie Gewinne und Vermögenseinkommen

ver.di Bundesvorstand
Bereich Wirtschaftspolitik

Milliarden Euro in Preisen von 2005

Lohnsteuern 
und 

Sozialbeiträge

Nettolöhne 
und -gehälter

Private 
Gewinne und 
Vermögens-
einkommen

670

513

953 934Brutto

Brutto

Quelle: Statistisches Bundesamt Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, eigene Berechnungen, Verbraucherpreisbasis 2005  
 
Obwohl nur ein verschwindend kleiner Teil der deutschen Oberschicht tatsächlich aus Steuergründen 
ins Ausland umgezogen ist, prägt die Minderheit der Exilanten die steuerpolitische Debatte in 
Deutschland. Stets schwingt die Furcht mit: Man darf die da oben nicht zu stark belasten, sonst sind 
sie weg - oder zumindest ihr Geld. Nicht nur bei der Reform der Kapitalertragssteuer spielte dieses 
Motiv eine Rolle, sondern auch bei der schrittweisen Absenkung des Spitzensteuersatzes in der Ein-
kommensteuer von 56 Prozent unter Helmut Kohl auf 42 Prozent unter Gerhard Schröder.  
Das gleiche Bild bei der Vermögensteuer. Diese jährliche prozentuale Abgabe aufs Vermögen, unab-
hängig von dessen Ertrag, wurde 1995 ausgesetzt. Ähnliches geschah bei der Erbschaftsteuer: Wer 
ein Familienunternehmen an seine Nachkommen übergibt, muss seit 2009 keine Erbschaftsteuer 
mehr zahlen, sofern er ein paar Bedingungen einhält. (...) 
Zwischen 1999 und 2009 sank der Anteil der Erwerbseinkommen am Gesamteinkommen in Deutsch-
land von 70 auf 61 Prozent, im gleichen Ausmaß stieg der Anteil der Kapitaleinkünfte. Diese Sprei-
zung wird sich fortsetzen: Je niedriger die Kapitaleinkünfte besteuert werden, desto stärker wachsen 
durch Zinseszinseffekte die dahinter stehenden Vermögen, desto größer wird der Anteil der Kapital-
einkünfte am gesamten Volkseinkommen. Und so weiter. (...) 
Der schonende steuerliche Umgang mit großen Vermögen lässt nicht nur die Finanzierungsbasis des 
Staates zunehmend erodieren, er stellt auch einen eklatanten Verstoß gegen das Gebot der Leis-
tungsgerechtigkeit dar, das ja gerade Angehörige der Oberschicht gerne postulieren.  
 
Aus: Christian Rickens: Ungerechte Besteuerung. Warum Deutschlands Reiche immer reicher wer-
den, spiegel-online, April 2011, in: www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/0,1518,753245,00.html 
(04.08.2011) 
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M 20 - Privates Geldvermögen und seine Verteilung 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ordnet man die Personen nach der Höhe ihres Nettovermögens und teilt sie in zehn gleich 
große Gruppen (Dezile) ein, so zeigt sich, dass das reichste Zehntel 2007 über mehr als 60 
Prozent des gesamten Vermögens verfügte. Darunter hielten die obersten fünf Prozent 46 
Prozent und das oberste Prozent etwa 23 Prozent des gesamten Vermögens. Gegenüber dem 
Jahr 2002 hat die Konzentration der Nettovermögen im Top-Dezil weiter zugenommen, in allen 
anderen Dezilen sind die entsprechenden Anteilswerte für 2007 dagegen niedriger. Mehr als 
zwei Drittel der Gesamtbevölkerung besaßen dagegen kein oder nur ein sehr geringes indivi-
duelles Nettovermögen. Die untersten 70 Prozent der nach dem Vermögen sortierten Bevölke-
rung haben einen Anteil am Gesamtvermögen von unter neun Prozent und damit rund 1,5 
Prozentpunkte weniger als 2002.  
 
 
Aus: Joachim R. Frick, Markus M. Grabka: Gestiegene Vermögensungleichheit in Deutsch-
land, Wochenbericht des, Berlin Nr. 4/2009, S. 57f, in: www.diw.de/documents/publikationen/ 
73/93785/09-4-1.pdf (04.08.2011) 
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M 21 - Steuerflucht und Steueroasen 
 

Was sind Steueroasen? 
Steueroasen (z.B. Schweiz, Luxemburg, 

Kaiman Inseln) sind gekennzeichnet durch 
niedrige Steuersätze, ein rigides Bankge-
heimnis und geringe Auflagen für Banken und 
institutionelle Anleger. So gibt es dort niedrige 
oder gar keine Einkommens-, Körperschafts-, 
Erbschafts-, Schenkungs- und Zinsertrags-
steuern. Ein strenges Bankgeheimnis garan-
tiert den Schutz vor den Steuerbehörden der 
Steuerflüchtlinge. Genutzt werden sie sowohl 
von transnationalen Konzernen als auch von 
vermögenden Privatpersonen.  
Aus der Trickkiste der Konzerne 

Die Steuerflucht verstärkt das internatio-
nale Steuerdumping, mit dem einzelne Staa-
ten durch möglichst niedrige Steuersätze 
ausländisches Kapital sowie Direktinvesti-
tionen anlocken. Jeder Staat will angesichts 
des flüchtigen Kapitals die besten Bedingun-
gen anbieten. Dieser „Wettbewerb“ dient 
häufig als Drohkulisse, mit der die politisch 
Verantwortlichen Steuersenkungen für Kon-
zerne in den Wohlfahrtsstaaten rechtfertigen. 
Doch dienen nicht nur diverse Kleinstaaten 
als Steueroasen, auch die meisten Industrie-
staaten bieten umfangreiche Steuererleichte-
rungen für ausländische InvestorInnen und 
KapitalanlegerInnen an. So werden etwa die 
großen Kapitalsammelgesellschaften der 
Konzerne ("Holdings") in den Niederlanden 
und Belgien nur pauschal besteuert. Die 
Produktionsstätten der Konzerne in den 900 
Sonderwirtschaftszonen in Entwicklungslän-
dern werden meist gar nicht besteuert. 

Um Steuern zu vermeiden und Steuerbe-
hörden an der Nase herumzuführen, werden 
Konzerne und Unternehmen immer einfalls-
reicher. Viele Großkonzerne unterhalten in 
Steueroasen so genannte Briefkastenfirmen, 
die aus nicht viel mehr als dem berühmt-
berüchtigten Messingschild bestehen. Mittels 
„kreativer Buchhaltung“ verschieben sie die 
Gewinne zu den ausländischen Briefkasten-
firmen und lassen so die Gewinne in Steuer-
oasen mit geringer Steuerbelastung anfallen. 

Verluste hingegen entstehen im Heimatland, 
die dort von der Steuer abzugsfähig sind. 
Wie funktioniert so etwas? Eine in einer 
Steueroase ansässige Tochtergesellschaft 
innerhalb eines Konzerns verlangt beispiels-
weise für eine firmeninterne Lieferung weit 
überhöhte Preise von der Muttergesellschaft. 
Diese zahlt den Preis, der weit über dem 
Marktpreis liegt, an die Unternehmenstoch-
ter, wodurch unter dem Strich die Gewinne 
vom Heimatland in die Steueroase verscho-
ben werden. Seit Jahren zahlen viele Groß-
konzerne unter anderem dank solcher und 
ähnlicher Tricks trotz hoher Gewinne in 
Deutschland keine Steuern mehr. 
Steueroasen: Rechtsfreie Räume für 
dunkle Geschäfte 

Steueroasen bieten optimale Bedingun-
gen, um risikoreiche und andernorts verbo-
tene Geschäfte durchzuführen. Fehlende 
aufsichtsrechtliche Bestimmungen ermögli-
chen besonders riskante Spekulations-
geschäfte, beispielsweise kreditfinanzierte 
Termingeschäfte, mit denen auf zukünftige 
Kursentwicklungen gewettet wird. Das auf 
hohen Risiken beruhende Kreditsystem der 
Oasen-Banken kann im Zuge einer Finanz-
krise schnell zusammenbrechen und die 
Mutterkonzerne und die Bankensysteme an-
derer Länder mit hineinziehen. Dadurch wird 
die Ausbreitung von Finanzkrisen begünstigt. 

In Steueroasen tummeln sich aber nicht 
nur Spekulanten, sondern auch kriminelle 
Geldwäscher und Diktatoren. Profite aus 
Drogenhandel, Prostitution, Terrorgelder, ille-
galem Waffenhandel und Korruptionsge-
schäften werden hier gewaschen, um wieder 
in den regulären Geldkreislauf eingespeist zu 
werden. Die Gelder treffen bei einem Bank-
institut ein und werden von dort aus über 
verschiedene Steueroasen um den gesam-
ten Globus verschoben, bis alle Spuren ver-
wischt sind. Nun können sie „legal“ weiter-
verwendet werden. 
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Wenn das Portfolio überquillt... 

Auch wohlhabende Privatpersonen nut-
zen die vielfältigen Möglichkeiten, Vermögen 
und Gewinne über Steueroasen am Fiskus 
vorbeizuschleusen. Viele Geldanlagen wer-
den bei Steueroasen-Banken getätigt – zu-
meist Zweigstellen oder Töchter von den 
großen Bankinstituten der Industrieländer. 
Die Kapitalerträge im Ausland müssen zwar 
theoretisch als Einkünfte beim heimischen 
Finanzamt angegeben werden. Geschützt 
durch das strenge Bankgeheimnis ist es aber 
für die Steuerbehörden zumeist unmöglich, 
Auskünfte über Erträge ihrer BürgerInnen in 
Steueroasen zu erhalten. Eine Besteuerung 
entfällt somit fast vollständig.  

Für den Bereich der Zinserträge soll die-
sem Treiben innerhalb der EU ab 1.1.2005 
ein Riegel vorgeschoben werden. Leider 
verbleiben Vermögenden auch nach dieser 
Regelung innerhalb der EU zahlreiche Mög-
lichkeiten zur Steuerflucht. 

Nach vorsichtigen Schätzungen der Deut-
schen Steuergewerkschaft (DSTG) beläuft 
sich das Auslandsvermögen deutscher 
Staatsbürger auf rund 400 Mrd. EUR . Die 
Steuerausfälle schätzt die DSTG konservativ 
auf jährlich mindestens 8 Mrd. EUR. 
Die Folge: Kapital wird immer weniger 
besteuert 

Zins- und Kapitaleinkünfte tragen immer 
weniger zum Steueraufkommen bei. Die 
Steuerlast verlagert sich zunehmend vom 
mobilen Faktor Kapital zum weitgehend orts-
gebundenen Faktor Arbeit. Mit der Drohung, 
Produktion und Kapital ins Ausland zu verla-
gern, nutzen Unternehmen und vermögende 
Privatpersonen den internationalen Steuer-
wettbewerb und die Existenz von Steueroa-
sen zur Durchsetzung der eigenen Interes-
sen. Statt nun entschieden gegen legale und 
illegale Steuerflucht vorzugehen, senken die 
Staaten in einer Abwärtsspirale ihre Steuern 
auf Kapital. (...) 
Wem schadet es? 

Die Steuerflucht unterhöhlt die Wohl-
fahrtssysteme der Länder des Nordens und 
noch dramatischer die Staatseinnahmen des 
Südens. Aufgrund zurückgehender Einnah-

men und leerer Kassen werden öffentliche 
Ausgaben und insbesondere Sozialausga-
ben gekürzt. Dem deutschen Fiskus entge-
hen nach Schätzungen des Volkswirt-
schaftsprofessors Rudolf Hickel jährlich zwi-
schen 25 und 40 Milliarden Euro an Steuern 
aufgrund „legaler“ und illegaler Steuerflucht. 
Für eine aktive und ausgleichende Sozial- 
und Wirtschaftspolitik der Wohlfahrtsstaaten 
bleibt immer weniger finanzieller Spielraum. 
Dringend benötigtes Geld verbleibt stattdes-
sen in den Taschen von Großunternehmen 
und vermögenden Privatpersonen. 

Darüber hinaus verstärkt die Steuerflucht 
die Tendenzen zur Entdemokratisierung. Ei-
ne Demokratie beruht unter anderem auf den 
Steuerzahlungen aller leistungsfähigen Bür-
gerInnen, die nach dem Prinzip der gerech-
ten Lastenverteilung ihren Anteil zum Steu-
eraufkommen beitragen. Unter den Bedin-
gungen einer falsch regulierten Globalisie-
rung wird dieses Prinzip immer weiter unter-
graben. Durch die wachsende Steuerunge-
rechtigkeit werden Steuern zunehmend als 
illegitim und unnötiges Hindernis angesehen. 
Die Steuerlast verlagert sich zusehends auf 
die unteren und mittleren Einkommens-
schichten sowie auf die kleinen und mittel-
ständischen Unternehmen, die sich am we-
nigsten der Besteuerung entziehen können. 
Es kommt zu einer fortschreitenden Umver-
teilung von unten nach oben.  

Noch mehr als im Norden wird die Ent-
wicklung der Länder des Südens behindert, 
denen nach Berechnungen von OXFAM je-
des Jahr rund 35 Milliarden US$ Steuerein-
nahmen durch Steuerflucht multinationaler 
Konzerne entgehen. Der Verlust an Steuer-
zahlungen von vermögenden Privatperso-
nen, die ihr Kapital ins Ausland verschieben, 
wird von OXFAM auf 15 Milliarden US$ ge-
schätzt. Dieses Geld fehlt den Entwick-
lungsländern für dringend benötigte Investiti-
onen. Damit entsprechen die Steuerverluste 
von jährlich 50 Mrd. US$ durch Steueroasen 
der gesamten westlichen Entwicklungshilfe. 

Aus: Attac-Deutschland: Stopp Steuerflucht, 
Steueroasen trockenlegen - Kapital fair besteu-
ern! (Broschüre) http://www.attac.de 



 
 
Steuerpolitik und Verteilungsgerechtigkeit 
 
Bildungsmaterialien 
 

 
Wirtschaftspolitik und Gewerkschaftliche Bildung  Seite 58 

 

 

M 22 - Wirtschaftskriminalität und Steuerprüfung 
 

 

 

 

 

 

Wie Betriebe „Steuern sparen“ 

 

Beschäftigte zahlen Monat für Monat ihre Steuern. Bei den Unternehmen ist das an-

ders: Regelmäßig versuchen sie, Steuern in Milliardenhöhe „zu sparen“ – und zwar 

illegal! Steuerprüfer decken das Jahr für Jahr auf. Wie viel sie wohl nicht entdecken? 

Denn: Unternehmen werden nur selten geprüft. Große im Durchschnitt alle fünf Jah-

re, mittlere sogar nur alle zwölf Jahre. 

 

13 Milliarden Euro sammelten die 11.000 Betriebsprüfer 2002 insgesamt an zusätzli-

chen Einnahmen ein. Das sind 1,2 Millionen Euro Mehrsteuern je Prüfer. Allein die 

großen deutschen Unternehmen haben letztes Jahr versucht, mindestens zehn Milli-

arden Euro Steuern „zu sparen“. 

 

Besonders dreist die Aktiengesellschaften und GmbHs: 

 

Ohne Betriebsprüfungen hätten sie in den letzten beiden Jahren beim Staat richtig 

abkassiert. 5,4 Milliarden Euro Rückerstattungen bei der Körperschaftsteuer allein 

2001! Fünf Milliarden Euro brachte die Steuerprüfung ein. Schlimm genug, dass die 

Kapitalgesellschaften so am Ende immer noch 400 Millionen Euro bekommen haben. 

(...) 

 

Aus: ver.di-Bundesvorstand, Wirtschaftspolitik-aktuell Nr. 4-2003 
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M 23 - Staatsquote - Verdrängt der Staat private 
Initiative? 

 

 

Die „zu hohe Staatsquote" ist fester Be-
standteil des neoliberalen econobabble, 
jenes Einheitsbreis ökonomischer Stereoty-
pen, wie er gleich lautend von Experten und 
Journalisten, im akademischen Seminar 
ebenso wie an den Stammtischen, zu ver-
nehmen ist. Mit dem Hinweis auf die 
Staatsausgabenquote von 48,4% des BIP 
wird suggeriert, der Staat kontrolliere die 
Hälfte der Wirtschaft. Den größten Anteil an 
der Staatsquote machten jedoch 2001 mit 
38% die sozialen Geldleistungen wie Ren-
ten, Arbeitslosengeld und -hilfe, Sozialhilfe, 
Wohngeld usw. aus. Der Staat fungiert hier 
nicht als Wirtschaftssubjekt, sondern sam-
melt Geld ein und verteilt es wieder nach 
demokratisch legitimierten Regeln (bei-
spielsweise Rentengesetzgebung). Ganze 
29% der Staatsquote bzw. 14% des BIP 
verwendet der Staat als „unmittelbare 
Staatsausgaben" für Verwaltung, Justiz, 
Schulen, Krankenhäuser, Feuerwehr, Poli-
zei, Militär usw.  
 
Die um fiktive Größen bereinigte Staatsaus-
gabenquote gibt die OECD (Revenue Sta-
tistics 1965-2000) für Deutschland mit 
44,8% inclusive und 29,5% exclusive Sozi-
alversicherung an, verglichen mit Schweden 
(55,1 bzw. 36,2%), Frankreich (48,5 bzw. 
30,1%), Kanada (42,5 bzw. 29,9%), Italien 
(44,6 bzw. 27,3%), Großbritannien (37,8 
bzw. 24,3%) und USA (32,7 bzw. 20,1%). 
Nichts an diesen nationalen Unterschieden 
weist auf einen positiven Zusammenhang 
zwischen niedriger Staatsquote und florie-
render Wirtschaft hin. Die deutsche 
Staatsausgabenquote liegt nicht nur im in-
ternationalen Vergleich recht niedrig, son-
dern weist auch eine rückläufige Tendenz 
auf. Und je mehr sie zurückgeht, desto lau-

ter wird ihre Höhe beklagt. Auch die eigent-
liche Wirtschaftstätigkeit des Staates ging 
zurück. Die staatlichen Personal- und Sach-
ausgaben, die 1980 noch 18,3% des BIP 
ausmachten, sanken bis 1990 auf 15,2% 
und bis 2001 auf ganze 13,7%. Würden 
rückläufige Staatsquoten „Wachstumskräfte 
freisetzen", dann hätte es in den letzten 20 
Jahren mit abnehmender Staatsquote wirt-
schaftlich bergauf statt bergab gehen müs-
sen. (...) 
 
Man kann die volkswirtschaftliche Nachfra-
ge danach unterteilen, wie viel Beschäfti-
gung jeweils mit einem Euro „gekauft" wird. 
Diese Werte sind bei den personenbezoge-
nen Dienstleistungen wie Bildung, Pflege, 
Beratung usw. am höchsten und bei mate-
riellen Produkten, die weitgehend automa-
tisch hergestellt werden können (wie Ziga-
retten, Autos) am niedrigsten. Der unmittel-
bare öffentliche Dienst ist in hohem Maße 
beschäftigungsintensiv. Die Politik der lee-
ren Kassen kostete hier in den letzten zehn 
Jahren über 2 Mio. Stellen. Innerhalb kurzer 
Zeit schrumpfte die Beschäftigtenzahl von 
6,4 auf 4,3 Mio., ohne dass im privaten Sek-
tor durch die Umlenkung von staatlicher in 
private Nachfrage ein entsprechender Be-
schäftigungszuwachs entstanden wäre 
(Schlecht et al. 2002a). Im Jahreswirt-
schaftsbericht der Bundesregierung 2002 
heißt es stolz: „Nur gut zwölf Prozent der 
Beschäftigten sind im öffentlichen Dienst 
beschäftigt. Zum Vergleich: USA fast 15 
Prozent, Italien gut 15 Prozent" (ebd.). 
 
Hagen Kühn: Leere Kassen, in: Blätter für 
deutsche und internationale Politik, 48. Jg., 
Heft 6-2003, S. 733f
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M 24 -  Muss Arbeit flexibler werden? 
 

 

Die Krux mit der Bezahlung: Leiharbeiter ver-
dienen nur etwa halb so viel wie normale Ar-
beitskräfte. Fast jeder achte ist deshalb trotz 
des Jobs auf Hilfe vom Staat angewiesen. 
 
Leiharbeitskräfte mit einem Vollzeitjob verdie-
nen im Durchschnitt nur etwa halb so viel wie 
Vollzeit-Beschäftigte in der Wirtschaft insge-
samt. Gleichzeitig werden die Einkommensab-
stände zwischen Leiharbeitern und normalen 
Arbeitskräften immer größer. Dies geht aus 
einer Untersuchung des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes (DGB) hervor, die der Süddeut-
schen Zeitung vorliegt. Demnach kommt ledig-
lich eine kleine Minderheit (19,1 Prozent) der 
Leiharbeiter auf monatlich mehr als 2000 Euro 
brutto. In der gesamten Wirtschaft gelte dies 
dagegen für gut 70 Prozent der Vollzeitbe-
schäftigten. 
Der Studie zufolge erhielten Arbeitskräfte in der 
Verleihbranche, die in den alten Bundeslän-
dern tätig waren, 2009 durchschnittlich monat-
lich 1456 Euro brutto, einschließlich Urlaubs- 
und Weihnachtsgeld. In Ostdeutschland, wo 
die Löhne insgesamt etwas geringer sind, be-
trug der Verdienst sogar nur 1124 Euro. 
Mehr als zehn Prozent im Westen und gut 20 
Prozent im Osten verdienten sogar weniger als 
1000 Euro brutto im Monat, obwohl sie Vollzeit 
arbeiten. "Armut trotz Arbeit ist hier an der Ta-
gesordnung, selbst wenn sich Hartz IV eventu-
ell durch einen Zweitjob am Abend oder durch 
eine Erwerbstätigkeit anderer Familienangehö-
riger verhindern lässt", sagte der Autor der 
Studie, Wilhelm Adamy der SZ. 
Der DGB-Arbeitsmarktexperte hatte für seine 
Untersuchung erstmals die Entgeltstatistik der 
Bundesagentur für Arbeit (BA) ausgewertet, 
um mehr über den Verdienst von Leiharbeitern 
zu erfahren. Grundlage sind die Lohnangaben 

von fast 500.000 vollzeitbeschäftigten Mitarbei-
tern in der Branche. In Deutschland gibt es 
derzeit mehr als 900.000 Leiharbeiter. 
 
Das Prinzip der Gleichheit 
Bundesregierung und Opposition verhandeln 
am Sonntagabend bei ihrem Hartz-IV-
Spitzengespräch auch über die zukünftige 
Bezahlung von Leiharbeitern. Sie sollen ab 
einer bestimmten Frist zukünftig genauso be-
zahlt werden wie die Stammbeschäftigten in 
dem Betrieb, in dem sie eingesetzt sind. 
Aus der DGB-Studie geht weiter hervor, dass 
der Einkommensabstand sich in den vergan-
genen Jahren zu Lasten der Leiharbeitskräfte 
vergrößert hat. "Der Lohn in der Leiharbeit ist 
gesunken", sagte Adamy. 
Viele Leiharbeiter könnten von ihrer Arbeit 
nicht leben. Sie zählten zu den sogenannten 
"Aufstockern" und beziehen zusätzlich Leis-
tungen vom Staat. So waren der Untersuchung 
zufolge Mitte 2010 etwa 92.000 von ihnen mit 
einem sozialversicherungspflichtigen Job auf 
Hartz IV angewiesen. Das ist fast jeder achte. 
"Das Verarmungsrisiko der erwerbstätigen 
Leiharbeitskräfte ist damit fast vier bis fünf Mal 
größer als in der Gesamtwirtschaft", sagte A-
damy. Der DGB-Experte sieht dies mit Be-
sorgnis: "Die Steuerzahler werden zur Kasse 
gebeten für das in der Branche praktizierte 
Lohndumping." 
 

 
Aus: Thomas Öchsner: Armut trotz Arbeit ist an 
der Tagesordnung, Süddeutsche Zeitung vom 
07.02.2011, in: www.sueddeutsche.de/ 
wirtschaft/studie-zu-leiharbeit-armut-trotz-
arbeit-ist-an-der-tagesordnung-1.1055995 
(04.08.2011)

 



 
 
Steuerpolitik und Verteilungsgerechtigkeit 
 
Bildungsmaterialien 
 

 
Wirtschaftspolitik und Gewerkschaftliche Bildung  Seite 61 

 

 

M 25 -  Einkommensspreizung - Führt größere Un-
gleichheit zu mehr Wachstum? 

 

 

Macht der Kapitalismus die Reichen (...) 
reicher und die Armen ärmer – statt wie 
versprochen Wohlstand für alle zu schaf-
fen? 
 
Die Entwicklung in den vergangenen 30 
Jahren legt diesen Schluss nahe. Denn 
nicht nur in den USA, sondern auch an-
derswo öffnete sich die Schere zwischen 
Arm und Reich. In Deutschland sanken die 
durchschnittlichen Reallöhne selbst in den 
Aufschwungjahren 2004 bis 2008, dafür 
sprudelten die Gewinne der Unternehmen 
und die Renditen ihrer Kapitalgeber nur so. 
In Großbritannien kassierten die Invest-
mentstars der Londoner City immer höhere 
Bonuszahlungen, während die Löhne für die 
breite Bevölkerung stagnierten. (...) 
 
Das war aber nicht immer so. Es gab Pha-
sen im Kapitalismus, in denen die Einkom-
mensunterschiede in der Bevölkerung ganz 
im Gegenteil eingeebnet wurden. So ging 
die Ungleichheit zwischen 1930 bis 1970 in 
den westlichen Industriestaaten erheblich 
zurück. Im Jahr 1928 strichen die Superrei-
chen in den USA über fünf Prozent des 
Volkseinkommens ein, in den siebziger Jah-
ren bekamen sie noch etwa ein Prozent ab. 
Erst in den vergangenen Jahren ist dieser 
Anteil wieder gestiegen (…). 
 
Diese Phase der Einebnung war eine Zeit, 
in der mächtige Gewerkschaften hohe Löh-
ne durchsetzen konnten. Sie sorgten dafür, 
dass die einfachen Arbeitnehmer einen grö-
ßeren Teil der erwirtschafteten Leistung 
abbekamen. Für mehr Gleichheit sorgte 
auch der Staat, der die Einkommen kräftig 

umverteilte. Die Regierungen gewährten 
ihren Bürgern großzügige Sozialleistungen 
und knöpften den Reichen dafür einen gro-
ßen Teil ihres Einkommens ab. In Großbri-
tannien lag der Spitzensteuersatz in den 
späten siebziger Jahren bei happigen 83 
Prozent – das ist mehr als doppelt so hoch 
wie heute. Der Staat investierte in Bildung 
und finanzierte auch Arbeiterkindern den 
Zugang zur Universität. Und: An den Fi-
nanzmärkten gab es nicht viel zu holen. Der 
internationale Kapitalverkehr war streng 
reguliert. Banker verdienten kaum mehr als 
Ingenieure. (…) 
 
Die Kehrtwende ließ nicht lange auf sich 
warten. Vorbereitet wurde sie von einer neu-
en Generation liberaler Ökonomen an der 
Universität Chicago. Eine Abkehr von der 
"verführerischen und giftigen" Neigung, sich 
auf Verteilungsfragen zu konzentrieren, for-
derte einer von ihnen, der spätere Nobel-
preisträger Robert Lucas. Umverteilung, 
strenge Regeln für die Märkte und hohe 
Steuern, so argumentierten Lucas und seine 
Mitstreiter, lähmten die Wirtschaft. Wer ei-
nen großen Teil seines Einkommens abge-
ben müsse oder sich auf staatliche Stütze 
verlassen könne, der habe weniger Anreize, 
zu arbeiten und in seine Ausbildung zu in-
vestieren. Ungleichheit zuzulassen ist in 
dieser Sicht die Voraussetzung für Wachs-
tum und Wohlstand. Von einer dynamischen 
Wirtschaft profitieren am Ende auch die 
Armen. Eine steigende Flut hebt alle Boote. 
Wer die Welt so sieht, für den ist Gleichheit 
– wenn überhaupt – nur noch im Sinne einer 
Chancengleichheit Ziel der Wirtschaftspoli-
tik. (...) 
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Allerdings ist die Weltwirtschaft nach der 
Reagan-Thatcher-Rosskur nicht schneller 
gewachsen als vor den Radikalreformen. 
Und gerade einige der reichsten Länder – 
die Staaten Skandinaviens – haben immer 
noch extrem hohe Steuern und ein dichtes 
soziales Netz. 
Wie ist das zu erklären? Manche argumen-
tieren: Die Menschen strengten sich nicht 
allein des Geldes wegen an, sondern aus 
Interesse an der Sache oder weil sie die 
Anerkennung suchten. Der wahre Schlüssel 
zum Wohlstand seien der Zugang zu einer 
guten Ausbildung, soziale Stabilität und die 
Qualität der Infrastruktur – viel wichtiger als 
der Anreiz, der sich aus großen Einkom-
mensunterschieden ergebe. (...) 
 
Es gibt sogar Ökonomen, die argumentie-
ren: Eine zu hohe Konzentration des Reich-
tums in wenigen Händen könne schädlich 
für das Wachstum sein. Je höher das Ge-
halt, sagen sie, desto mehr würde gespart 
und desto geringer sei die Nachfrage nach 
Konsumartikeln. Die "stärkere Spreizung der 
Einkommen", merkte die Bundesbank un-
längst an, sei ein Grund für den jahrelangen 
Konsumverzicht in Deutschland. 

 
Die Amerikaner haben versucht, den Kon-
sum trotz niedriger Löhne aufrechtzuerhal-
ten – die Bürger shoppten eben auf Kredit. 
Gut gegangen ist das nicht. Für den Nobel-
preisträger Joseph Stiglitz ist die ungleiche 
Einkommensverteilung in den USA sogar 
eine der wichtigsten Ursachen für die globa-
le Finanzkrise: Denn die begann, als viele 
US-Bürger erst ihre Immobilien beliehen, 
um weiter einkaufen zu können, und dann 
schließlich ihre Immobilienkredite nicht mehr 
bedienen konnten. (...) 
 
Die Frage der optimalen Verteilung ist des-
halb keine an den Kapitalismus – sondern 
eine an die Politik. Emmanuel Saez, Wirt-
schaftswissenschaftler an der Universität von 
Kalifornien, sieht es so: »Wir müssen uns als 
Gesellschaft entscheiden, ob wir die Zunah-
me der Ungleichheit akzeptabel finden – und 
wenn nicht, welche institutionellen Reformen 
nötig sind, um ihr zu begegnen.« 
 

Aus: Mark Schieritz: Ist Wachstum nur für 
Ungleichheit zu haben?, DIE ZEIT, Nr. 
35/2009, in: www.zeit.de/2009/35/Ungleichheit/ 
komplettansicht (04.08.2011) 
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M 26 - Was die Unternehmenslobby verlangt - Neoli-
beralismus im O-Ton 

 

 
Das Steuerecht muss in den Dienst von 
Wachstum und Beschäftigung gestellt wer-
den. Ein Steuersystem, das Leistungsträger 
nicht durch überzogenen Zugriff entmutigt, ist 
dabei genauso wachstumsfördernd wie eine 
Unternehmensbesteuerung, die auf die inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit der Unter-
nehmen Rücksicht nimmt. Die Besteuerung 
ist zu einem wesentlichen Wettbewerbspa-
rameter in der globalen Standortkonkurrenz 
um anlagebereites Investitionskapital und 
mobiles, leistungsbereites Humankapital 
geworden. Das betrifft auch die Erbschafts-
teuer, die den Familienunternehmen hohe 
Lasten aufbürden kann. Mit der Unterneh-
mensteuerreform 2008 wurden zwar auf der 
einen Seite die Steuersätze deutlich abge-
senkt. Auf der anderen Seite wird die derzeit 
für viele Unternehmen Existenz bedrohende 
Liquiditätsklemme durch eine Reihe steuer-
rechtlicher Vorschriften noch verstärkt. Dazu 
zählen insbesondere die neu eingeführten 
Regelungen zur Zinsschranke, die Auswei-
tung der gewerbesteuerlichen Hinzurech-
nungen, die steuerliche Behandlung von 
Funktionsverlagerungen und die Verschär-
fungen des Mantelkaufs. (...) 
 
Längst überfällig in Deutschland ist eine 
strukturelle Reform des Einkommensteuerta-
rifs. Ein leistungsfreundlicher Einkommens-
teuertarif setzt Anreize zur Leistungserbrin-
gung und bietet so eine wichtige Vorausset-
zung für einen höheren Wachstumspfad. 
Durch die »kalte Progression« werden Ein-
kommenszuwächse, selbst wenn sie nur die 
Kaufkraft erhalten und keinen realen Ein-
kommenszuwachs mit sich bringen, von hö-
heren Steuersätzen aufgezehrt. Die Tarifstu-
fen werden nicht regelmäßig angepasst und 
in Relation zur Verbraucherpreisentwicklung 
überprüft. So entstehen »versteckte Steuer-
erhöhungen«. Einer stärkeren Leistungsbe-

reitschaft wird die Grundlage entzogen. Hin-
zu kommt die überproportionale Belastung 
mittlerer Einkommen durch die steile Pro-
gression infolge des bestehenden »Tarif-
knicks« im linear-progressiven Einkommens-
teuertarif. Der aktuelle Tarifverlauf zeigt ei-
nen sogenannten Mittelstandsbauch, da der 
Grenzsteuersatz zu Beginn steil ansteigt, um 
dann immer flacher werdend in den Spit-
zensteuersatz zu münden. Mehr Netto vom 
Brutto muss das leistungs- und wachstums-
orientierte Ziel einer Einkommensteuerreform 
sein. Gesunde Staatsfinanzen sind die Basis 
für eine zukunftsorientierte Steuer- und Wirt-
schaftspolitik. Die expansive Finanzpolitik 
darf nicht fortgesetzt werden. Die Staatsquo-
te muss wieder zurückgeführt werden. Mehr 
Netto vom Brutto muss das leistungs- und 
wachstumsorientierte Ziel einer Einkom-
mensteuerreform sein. 
 
Handlungsempfehlungen: (...) 
• Leistungsbereitschaft durch regelmäßige 
inflationsbedingte Anpassung des Einkom-
mensteuertarifs stärken. 
• Leistungsträger durch Abflachung des Ta-
rifs und Beseitigung des »Mittelstands-
bauchs« entlasten. 
• Familienunternehmen durch Nachbesse-
rungen bei der Erbschaftsteuer entlasten. 
• Abbau der öffentlichen Verschuldung durch 
Ausgabenkonsolidierung und zügige Umset-
zung der Schuldenbremse voranbringen 
 

 

Aus: BDI – Bundesverband der Deutschen 
Industrie: Industrieland Deutschland stär-
ken. Aus der Krise in die Wachstumsoffen-
sive, Berlin 2009, in: www.bdi.eu/download_ 
content/Marketing/Broschuere_ Industrie-
land_Deutschland_staerken.pdf
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M 27 - Steuerpolitik - Einfach oder gerecht? 
 
 

I. 
Die Pläne für eine Steuer-
entlastung für untere und 
mittlere Einkommen stehen. 
So schnell, wie zunächst 
gedacht, wird die Steuer-
senkung aber nicht auf den 
Weg gebracht. Regierungs-
sprecher Steffen Seibert 
sagte am Donnerstag: "Die 
Bundesregierung wird in 
dieser Legislaturperiode 
Steuererleichterungen für 
kleine und mittlere Ein-
kommen beschließen – 
aber noch nicht zum 1. Ja-
nuar 2012." (...) 
 
Im Gespräch ist ein Volu-
men von bis zu zehn Milli-
arden Euro. Der CDU-
Wirtschaftspolitiker Michael 
Fuchs brachte eine Redu-
zierung der Sozialbeiträge 
ins Spiel. "Wir können Ent-
lastungen über die Versi-
cherungen schaffen", sagte 
er. In der Kasse der Ren-
tenversicherung sei "enorm 
viel Geld". Hier sei eine 
Beitragssenkung denkbar. 
Unter Umständen könne 
auch der Solidaritätszu-
schlag gesenkt werden. 
 
Aus: Zeit Online: Steuersenkun-
gen kommen später, Juni 2011, 
in: www.zeit.de/wirtschaft/2011-
06/steuersenkungen-
zeitraum/komplettansicht 
(04.08.2011)  
 
 

II. 
Der Professor aus Heidel-
berg ist wieder da, Paul 
Kirchhof, ehemaliger Bera-
ter von Angela Merkel und 
im Bundestagswahlkampf 
2005 gescheiterter Verfech-
ter einer radikalen Steuerre-
form. (…) Mit zwei Händen 
hebt der 68-Jährige [ein] 
Buch hoch (…). Es enthält 
146 Paragrafen statt 33000, 
vier Bundessteuern statt 32, 
eine statt sieben Einkom-
mensarten. (…) 
 
Künftig sollen alle nur noch 
25 Prozent Einkommensteuer 
zahlen, egal, wie viel sie ver-
dienen. Bei den mittleren 
Einkommen und im Spit-
zensteuersatz wäre das eine 
deutliche Verringerung (…). 
Dennoch soll der Fiskus so 
viel einnehmen wie heute. 
Das sei möglich, erklärt 
Kirchhof, weil im Gegenzug 
nahezu sämtliche Vergünsti-
gungen gestrichen würden. 
Die Pendlerpauschale gäbe 
es nicht mehr, keine Steuer-
freiheit für Nachtzuschläge 
und keine Sonderregeln für 
Schiffsbeteiligungen. Ähnlich 
radikal will er auch die Um-
satz-, Erbschafts- und Vermö-
genssteuern umbauen. (…) 
 
Aus: Jutta Hoffritz, Kolja Rudzio: 
Ein Satz für alle, in: Die Zeit, Nr.27/ 
2011, S. 27 
 

III. 
Erst die Ankündigung von 
Steuersenkungen und dann 
taucht auch noch der Steu-
er“vereinfacher“ Professor 
Kirchhof aus der Mottenkis-
te auf. (...) Noch ist kein 
Jahr seit dem sogenannten 
Sparpaket vergangen, mit 
dem die Regierung einen 
Kahlschlag im sozialen Be-
reich veranstaltet. (...) 
Trotzdem meint die Bun-
desregierung, die Men-
schen mit Steuergeschen-
ken verführen zu können. 
Und verkündet dreist, kleine 
und mittlere Einkommen 
würden entlastet. Doch ge-
meint ist der untere und 
mittlere Teil des Einkom-
mens aller Einkommens-
teuerpflichtigen. Raus 
kommt wie bei früheren 
Senkungsrunden: Je höher 
das Einkommen, desto hö-
her die Entlastung. Am 
größten wird das Steuerge-
schenk für die, die brutto im 
Jahr 50.000 Euro und mehr 
haben. (...) Woher soll das 
Geld kommen, das wir für 
gesellschaftlich notwendige 
Ausgaben wie Bildung, Ge-
sundheit und ökologischen 
Umbau brauchen. 
 
Aus: ver.di-Bundesvorstand, 
Bereich Wirtschaftspolitik: Ein-
fach – ungerecht, Wipo aktuell 
Juni 2011, in: http://wipo.verdi.de/ 
wirtschaftspolitik_aktuell/data/ 
12-11-Einfach-ungerecht.pdf 
(04.08.2011)
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M 28 - Steuergerechtigkeit: Ethische Anforderungen 
 
 
 

Der Sozialstaat ist immer ein Steuerstaat. 
Allein durch Steuern und Abgaben kann er 
jene Mittel erzielen, die er für das Gemein-
wesen benötigt. Deshalb gilt der Grundsatz: 
Die Höhe der Staatsausgaben hat sich an 
zu finanzierenden Aufgaben auszurichten. 
Das Steuersystem soll also die Vorausset-
zungen sicherstellen, dass die wirtschaftli-
che Leistungskraft dem Gemeinwesen dien-
lich ist. Wenn die Aussage, dass die Wirt-
schaft lebensdienlich sein soll und nicht der 
Mensch für die Wirtschaft da ist, keine bloße 
Lehrformel ist, dann sind die durch die Fi-
nanzpolitik und Steuern erzielten Einnah-
men für die Aufgaben des Sozialstaats und 
für soziale Dienste „nicht ‚Kosten’, die vom 
Ertrag der Wirtschaft abgehen oder ihren 
Erfolg schmälern, sondern erfüllt genau den 
Zweck der Wirtschaft.“ (...) Wirtschaften ist 
ja nicht Selbstzweck, sondern ein Mittel zum 
Zweck des gerechten Zusammenlebens in 
einem Gemeinwesen. Ausgaben für soziale 
Dienste und den Sozialstaat insgesamt sind 
deshalb Ausgaben im Rahmen der Zweck-
bestimmung der Wirtschaft. In keinem Poli-
tikfeld kommt dem Maßstab der Gerechtig-
keit eine solch zentrale Rolle zu wie in der 
Finanzpolitik, geht es doch bei allen Fragen 
nach der Finanzierung der Renten, der Bil-
dung, des Sozialstaates, der Staatsver-
schuldung oder des Hauhaltsausgleichs 
immer um eine gerechte Verteilung der fi-
nanziellen Lasten einerseits und einen ge-
rechten Ausgleich gesellschaftlicher Schief-
lagen andererseits. Jede Steuerreform, die 
unter den Bedingungen der Globalisierung 
zukunftsfähig sein will muss folgende bei-
den Ziele im Blick haben: Die Einschrän-
kung von Steuerflucht  und eine gerechte 
Steuerbelastung. Um die Funktionsfähigkeit 
staatlicher Institutionen und die Finanzie-
rung öffentlicher Aufgaben und Güter durch 
ausreichend hohe Einnahmen zu sichern, 

sind vier Grundsätze als Maßstab der Ge-
rechtigkeit zu berücksichtigen:  

1. Das Leitbild der Teilhabegerechtigkeit 
oder Verteilungsgerechtigkeit verlangt, dass 
die Teilhabe aller am ökonomischen Ertrag 
einer Gesellschaft gesichert ist. 

2. Das Leitbild der Leistungsgerechtigkeit 
verlangt: Die Finanzierung der Staatsaus-
gaben orientiert sich am Grundsatz, dass 
die Bürgerinnen und Bürger einen ihrer wirt-
schaftlichen und sozialen Lage und Leis-
tungsfähigkeit angemessenen Beitrag leis-
ten. Sichergestellt werden muss deshalb, 
dass gerade mit wachsender Leistungsfä-
higkeit nicht die Möglichkeiten der Steuer-
vermeidung zunehmen. Der Grundsatz der 
Belastung nach der Leistungsfähigkeit kon-
kretisiert den steuerlichen Gleichheitsgrund-
satz und ist Ausdruck des Gebots der Steu-
ergerechtigkeit. Die Leistungsgerechtigkeit 
verlangt deshalb, dass alle, die den Stand-
ort Deutschland zur Einkommenserzielung 
genutzt haben, die öffentlichen Infrastruktu-
ren mitfinanzieren. Bereits in der Französi-
schen Erklärung der Menschen- und Bür-
gerrechte (1789) heißt es: „Steuerlasten 
sollen unter allen Bürgern im Verhältnis ih-
rer Leistungsfähigkeit gleichmäßig verteilt 
werden.“ Unfair und ungerecht hingegen ist 
die Finanzierung des Gemeinwesen, wenn 
der Staat sich zu einem „Lohnsteuerstaat“ 
entwickelt, in dem also das Kapital und gro-
ße Vermögen immer weniger zum Gemein-
wesen beitragen. Der Staat muss also aus 
Gründen der Leistungsgerechtigkeit und 
Fairness sicherstellen, dass alle hohen Ein-
kommen und Vermögen mindestens in ei-
nem solchen Maße zur Finanzierung des 
Gemeinwesens herangezogen werden wie 
die Lohnempfänger. 

3. Das Leitbild der Bedarfsgerechtigkeit 
verlangt: Ein demokratischer Rechts- und 
Sozialstaat muss über Einnahmen in der 
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Höhe verfügen, die allen Bürgerinnen und 
Bürgern chancengleich ein Leben in Würde 
garantieren kann. Soziale Rechte sind de-
mokratisch begründet und deshalb univer-
sell zu gewährleisten. Soziale Dienste stel-
len nun den chancengleichen Zugang für 
alle zu diesen sozialen Rechten sicher. Sie 
beruhen auf einem Prinzip demokratisch or-
ganisierter Unentgeltlichkeit. Das bedeutet 
nicht, dass sie nichts kosten, sondern viel-
mehr dass die Finanzierung nicht über den 
Markt erfolgt vielmehr steuerpolitisch durch 
das Solidarprinzip. 

4. Es besteht ein Vorrang der Bedarfsge-
rechtigkeit vor der Leistungsgerechtigkeit. 
Dieser Vorrang konkretisiert sich in der For-
derung nach einer Mindeststeuer hoher Ein-
kommen etwa nach US-amerikanischem 
Vorbild, bei der das tatsächliche Einkom-
men ohne die zahlreichen Steuervergünsti-
gungen berücksichtigt wird. Erreicht werden 
soll durch eine solche Mindeststeuer, dass 
sich hohe Einkommen oder Gewinne nicht 
arm rechnen können. (...) Ein rigider Spar-
kurs auf Kosten der sozial Schwachen ist 
unfair und verletzt das Leitbild Be-
darfsgerechtigkeit, weil die Lasten ungleich 
verteilt werden und gerade bei jenen ge-
kürzt wird, die auf die soziale Dienste zur 
Sicherstellung ihrer sozialen Rechte exis-
tentiell angewiesen sind. 

Die Aufgabe, den sozialen Zusammen-
halt einer Gesellschaft durch die Verknüp-
fung von Leistungs-, Teilhabe- und Bedarfs-
gerechtigkeit herzustellen, kennzeichnet ei-
nen sozialstaatlicher Republikanismus. Die-
ser beruht auf der Grundannahme, dass 
staatlicher Rechtszwang und politische In-
stitutionen allein nicht ausreichen, sondern 
dass es der Grundüberzeugung der Bürge-
rinnen und Bürger vom sozialen Ausgleich 
als einem Wert bedarf. Diese ethische Basis 
jedoch wird durch finanz- und haushaltspoli-
tisch begründete Streichungen und Kürzun-
gen ausgehöhlt. Deshalb ist der Zusam-
menhang zwischen Steuern und sozialen 
Sicherungssystemen zunehmend in den 
Mittelpunkt gerückt, denn das System der 
Steuern ist an den Maßstab der sozialen 
Gerechtigkeit gebunden. 

 

 
Aus: Politik der leeren Kassen – Umsteuern 
im Namen der Gerechtigkeit, in: Walter Ha-
nesch, Karl Koch, Franz Segbers hg. für 
Caritasverband für die Diözese Limburg und 
dem Diakonischen Werk in Hessen und 
Nassau, Öffentliche Armut im Wohlstand. 
Soziale Dienste unter Sparzwang, Hamburg 
2004, 77-101. Im Internet: www.taxjustice.net/ 
cms/upload/pdf/Politik_der_leeren_Kassen.pdf 
(01.08.2011) 
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M 29 - Andere Leitbilder für eine große Steuerreform 
 

(...) Das entscheidende Problem des heu-
tigen Steuersystems liegt nicht in der Kompli-
ziertheit und Intransparenz, sondern in der 
mangelnden Zielorientierung begründet. Des-
halb bedarf es zur Überwindung des Steuer-
chaos eines die folgenden zentralen Grund-
sätze enthaltenden steuerpolitischen Leitbil-
des: 

1. Die Gesamtsumme der zur Verfügung 
stehenden Steuereinnahmen muss endlich 
wieder am entscheidenden Ziel ausgerichtet 
werden: nämlich die Aufgaben des öffentli-
chen Sektors zu finanzieren. (...) Die auch im 
internationalen Vergleich extrem geringe ge-
samtwirtschaftliche Steuerquote von 21 Pro-
zent liegt in diesem Jahr jedoch offensichtlich 
zu niedrig, um den Aufgaben des Staates ins-
gesamt eine ausreichende fiskalische Basis 
zu sichern. Wenn darüber hinaus zusätzliche 
Steuersenkungen in Kraft treten und eine 
Kompensation durch andere Einnahmequel-
len nicht erfolgt (weil sie nicht gewollt bzw. 
nicht möglich ist), dann bleiben notwendiger-
weise Kürzungen im Bereich wichtiger 
Staatsaufgaben unausweichlich. Dies ist er-
klärtes Ziel neoliberaler Finanzpolitik, die bis-
lang öffentliche Aufgaben künftig noch stärker 
dem privatwirtschaftlichen Wettbewerbssys-
tem übereignen will. Steuersenkungen dienen 
dabei oftmals als Peitsche zur Durchsetzung 
von Privatisierung bzw. Streichung bisher öf-
fentlich wahrgenommener Aufgaben - ohne 
Rücksicht auf die negativen Folgen für die 
Zukunft. (...) 

Im Widerspruch zum neoliberalen 
Schrumpfprogramm für den Staat steht zu 
erwarten, dass in den nächsten Jahren der 
Bedarf an öffentlicher Finanzierung aufgrund 
der unter dem Einspardruck reduzierten öf-
fentlichen Investitionen in die Infrastruktur so-
gar zunimmt. Deshalb geht es heute auch um 
die schlichte Kompensation der in den letzten 
Jahren vernachlässigten Ersatzinvestitionen. 
Schon bei einer Steuerhöhe von ungefähr 23 
Prozent, der Steuerquote von 2000, ließen 

sich über 43 Mrd. Euro an Zusatzeinnahmen 
mobilisieren. 

2. Nachdem die Höhe der aufzubringenden 
Steuersumme aus den staatlich erforderlichen 
Ausgaben abgeleitet worden ist, müssen Kri-
terien aufgestellt werden, um die ermittelte 
Steuerlast sozial gerecht zu verteilen. (...) 

Derzeit konzentrieren sich die aktuell dis-
kutierten Vorschläge zur Vereinfachung des 
Steuersystems ausschließlich auf die Steuern 
vom Einkommen. Nur am Rande begründen 
einige Vorschläge auch den Reformbedarf in 
Richtung einer Vereinheitlichung der Besteue-
rung der Unternehmen, die derzeit als Einzel- 
und Personenunternehmen zwar der Ein-
kommensteuer, als Kapitalgesellschaften je-
doch der Körperschaftsteuer unterliegen. Eine 
echte Steuerreform müsste dagegen die Ü-
berprüfung aller eingesetzten und möglichen 
Steuerarten wie deren Zusammenspiel im 
Steuersystem vornehmen, um dabei insbe-
sondere die entstehenden Umverteilungswir-
kungen zu spezifizieren. 

3. Die Verteilung der Steuerlast muss dafür 
Sorge tragen, dass es zu einer gerechten und 
ökonomisch adäquaten Beteiligung an der Fi-
nanzierung öffentlicher Aufgaben kommt. (...) 
Wer über eine ökonomisch stärkere Position - 
auf der Basis von Einkommen und Vermögen 
verfügt -, muss auch einen höheren Steuer-
beitrag aufbringen. (...) 

Auch Vermögen zählt als ein wichtiger In-
dikator der ökonomischen Leistungsfähigkeit. 
Der Steuerrechtler Joachim Wieland stellt zu 
Recht in seinem Gutachten für die Gewerk-
schaft ver.di fest: "Während der Vermögens-
lose darauf angewiesen ist, sein Einkommen 
zur Befriedigung der eigenen Bedürfnisse ein-
zusetzen, kann der Vermögende seine Be-
dürfnisse zum Teil direkt aus dem Vermögen 
befriedigen, ist also bei gleichem Einkommen 
leistungsstärker." Deshalb führt aus Gründen 
der Steuergerechtigkeit kein Weg daran vor-
bei, die derzeit außer Kraft gesetzte Vermö-
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gensteuer wieder verfassungskonform zu 
reaktivieren. 

 
4. Das Steuersystem muss auch dafür 

Sorge tragen, dass innerhalb des Bundes-
staats eine angemessene fiskalische Aus-
stattung der Ebenen Bund, Länder und Ge-
meinden verwirklicht wird. (...) Um für die 
Kommunen eine ergiebige und einigermaßen 
konjunkturunabhängige Einnahmequelle si-
cherzustellen, bleibt eine grundlegende Re-
form der Gewerbesteuer dringend erforder-
lich. Diese müsste über das bisher allein be-
troffene Gewerbe hinaus auch die Selbstän-
digen und Freiberufler einbeziehen, die in 
dem für die kommunale Wirtschaftsstruktur 
zunehmend an Bedeutung gewinnenden 
Dienstleistungsbereich tätig sind. (...) 

5. Das Steuersystem muss auch an ge-
samtwirtschaftlichen Zielen, insbesondere der 
Stärkung eines ökologisch fundierten Wirt-
schaftswachstums und eines hohen Beschäf-
tigungsstands, ausgerichtet werden. Steuern 
sind, wie die angebotsorientierte Steuerlehre 
behauptet, eben nicht nur Kosten, sondern sie 
bilden die Finanzierungsbasis für Staatsaus-
gaben, die wiederum der Wirtschaft zugute 
kommen und der Zukunftsfähigkeit von Wirt-
schaft und Gesellschaft dienen. Der herr-
schenden Lehre zum Trotz muss man des-
halb darauf bestehen, dass sich die Beein-
flussung der Konjunktur durch schuldenfinan-
zierte Ausgabenprogramme jener durch eben-
falls schuldenfinanzierte Steuersenkungen 
überlegen zeigt. Staatliche Ausgabenpro-
gramme wirken direkt, während bei einer 
schuldenfinanzierten Steuersenkung die öko-
nomischen Reaktionen äußerst unsicher sind. 

6. (...) In den letzten Jahren nahm der Ein-
satz von Steuern mit dem Lenkungsziel der 
Verbesserung des Umweltschutzes an Be-
deutung zu. Indem durch die Höhe des Öko-
steuersatzes ein politisch gewollter Aufschlag 
- etwa auf den Benzinpreis - erhoben wird, soll 
die PKW-Nutzung eingeschränkt und damit 
die Umwelt geschont werden 

In der Logik dieser Steuer läge es, die 
Verwendung der dadurch erzielten Einnah-

men zur Unterstützung des Umweltzieles ein-
zusetzen - etwa für den Ausbau des öffentli-
chen Nah- und Fernverkehrs. Stattdessen 
verfolgt die rot- grüne Regierungskoalition das 
Ziel, diese Einnahmen zur Finanzierung der 
gesetzlichen Rentenversicherung zu nutzen, 
um die Lohnnebenkosten stabil zu halten. 
Diese Politik zeitigte jedoch kaum Erfolge. 
Während sich die propagierten Beschäfti-
gungsimpulse nicht einstellten, blieben zudem 
die Möglichkeiten, die Steuereinnahmen für 
den ökologischen Umbau zugunsten der 
Umwelt und der konjunkturellen Entwicklung 
einzusetzen, ungenutzt. 

7. Für alle Steuern muss das Prinzip ihrer 
Transparenz und damit Nachvollziehbarkeit 
gelten. (...) Eine Vereinfachung ist sozial ge-
recht, wenn legale Steuerschlupflöcher ge-
schlossen werden, die derzeit gerade Bezie-
her von hohen Einkommen bei Bezug unter-
schiedlicher Einkunftsarten, vor allem aber mit 
der Umwidmung von Ausgaben der individu-
ellen Lebensführung in steuermindernde Be-
triebsausgaben nutzen. 

8. (...) Erst durch einen rigorosen Kampf 
gegen Steuerhinterziehung und Wirtschafts-
kriminalität lässt sich jedoch das erforderliche 
Grundvertrauen in das Steuersystem zurück-
gewinnen. Ein erster Schritt auf diesem Wege 
bestünde darin, endlich das Bankgeheimnis 
abzuschaffen (§ 30a Abgabenordnung). Dies-
es verwehrt derzeit den Finanzämtern im 
Normalfall den Einblick in die Bankunterlagen 
von Bankkunden zwecks Kontrolle ihrer an 
sich steuerpflichtigen Vermögensgeschäfte. 
So lassen sich Zinseinkünfte und Spekulati-
onsgewinne, deren bisherige steuerliche Er-
fassung einer "ldiotensteuer" (Kaus Tipke) 
gleicht, am Fiskus vorbeischleusen. Dieses 
Privileg der Abschottung gegen Kontrolle bil-
det heute eine wichtige Quelle für Steuerkri-
minalität. Deshalb muss es abgeschafft wer-
den. (...) 

 
 

Rudolf Hickel: Leitbild für eine große Steuerreform, 
in: Blätter für deutsche und internationale Politik, 
49. Jahrgang, Heft 3-2004, S. 331-336
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M 30 - ver.di-Position: Vermögen- und 
Erbschaftsteuer 

 

Wiedereinführung einer  
Vermögenssteuer  
Vermögensteuer und Reform der Erb-
schaftsteuer bringen zusammen zusätzliche 
Einnahmen von 26 Milliarden Euro pro Jahr. 
Eine recht große Zahl. Doch angesichts 
eines Vermögensbestandes von weit über 
fünf Billionen Euro – in Zahlen: 
5.400.000.000.000 – ist dies ein kleiner aber 
wichtiger Beitrag für Investitionen in unsere 
Zukunft, für die Zukunft unserer Kinder. (...) 
 
ver.di fordert die Wiedererhebung einer re-
formierten Vermögensteuer. Dabei sind die 
aktuellen Werte von Grund und Immobilien 
zu berücksichtigen. Ausreichend hohe Frei-
beträge sollen garantieren, dass normales 
Familienvermögen nicht betroffen ist. Kon-
kret schlägt ver.di einen Freibetrag von 
500.000 Euro für eine vierköpfig Familie 
oder ein Rentnerpaar vor. Die Freibeträge 
legen die Höhe des Vermögens fest, ab der 
überhaupt erst Vermögensteuer bezahlt 
werden muss. Alle Vermögen, die unter 
dem Freibetrag liegen, sind vermögensteu-
erfrei. Bei höheren Vermögen ist nur der 
über dem Freibetrag liegende Anteil steuer-
pflichtig. (...) Wichtig ist: Je schiefer sich die 
Vermögensverteilung entwickelt, desto er-
giebiger wird die Vermögensteuer. Denn 
das Vermögen konzentriert sich immer stär-
ker bei denjenigen, die vermögen-
steuerpflichtig sind. 
 
Reform der Erbschaftsteuer  
Weiteren Spielraum sehen wir bei der Be-
steuerung großer Erbschaften. Der maxima-
le Steuersatz liegt heute bei 50 Prozent – 
für Erbschaften, die höher als 25 Millionen 
Euro sind und an Nicht-Verwandte gehen. 
Dieser Steuersatz existiert aber nur auf dem 
Papier und kommt in der Realität nicht vor. 
Auch hohe Erbschaften, die nach Abzug 

von Freibeträgen fünf Millionen Euro und 
mehr betragen, werden im Durchschnitt nur 
mit 22 Prozent besteuert.  ver.di fordert, 
dass die maximalen Steuersätze – 30 Pro-
zent bei nahen Verwandten und 50 Prozent 
bei Nicht-Verwandten – bereits für Erbschaf-
ten ab zehn Millionen Euro zu zahlen sind. 
Zusammen mit der realitätsnahen Bewer-
tung von Grund und Immobilien sind so 
sechs Milliarden Euro Mehreinnahmen mög-
lich. (…) 
 
Reiche und ihre Lobby versuchen ihre Privi-
legien mit Stimmungsmache zu sichern. Sie 
schüren die Sorge um „Oma ihr klein Häu-
schen“. Bisher musste dafür in der Regel 
keine Erbschaftssteuer gezahlt werden. Das 
wird auch bei einer korrekten Bewertung so 
bleiben. 85 Prozent aller Einfamilienhäuser 
wurden 1998 auf einen Wert von unter 
250.000 Euro geschätzt. Seither sind die 
Immobilienpreise in Deutschland kaum ge-
stiegen, in vielen Gegenden sogar gesun-
ken.  
Die bestehenden Freibeträge reichen dafür 
aus. Sie liegen bei 205.000 Euro für jedes 
Kind und 307.000 Euro für Ehefrau bzw. 
Ehemann. Einbeziehen will ver.di dabei 
auch Lebenspartnerinnen und -partner. Bei 
größeren Erbschaften wird nur der Teil der 
Erbschaft versteuert, der über dem Freibe-
trag liegt. Die im Gesetzentwurf der Bundes-
regierung geplante massive Erhöhung der 
Freibeträge – 500.000 Euro für Ehegatten, 
400.000 Euro für jedes Kind – lehnt ver.di 
ab. (…) 
 
Aus: ver.di Bundesvorstand, Bereich Wirt-
schaftspolitik: Positionspapier „Konzept 
Steuergerechtigkeit“, September 2008, S. 20ff, 
in: http://wipo.verdi.de/dokumente/data/ 
konzept_steuergerechtigkeit_positionspapier_ 
september_08.pdf (04.08.2011) 
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M 31 - ver.di-Position: Unternehmen angemessen 
besteuern 

 

 

 

ver.di fordert, dass Unternehmen, die in 
Deutschland Geld verdienen, wieder 
ihren Beitrag zur Finanzierung der öf-
fentlichen Infrastruktur und Dienstleis-
tungen leisten. Das gilt insbesondere für 
große und internationale Konzerne. Die 
Senkung der Unternehmenssteuersätze 
muss wieder rückgängig gemacht wer-
den. Zusätzlich muss die Bemessungs-
grundlage verbreitet werden, das heißt 
die Möglichkeiten, den steuerpflichtigen 
Gewinn klein zu rechnen, müssen ein-
geschränkt werden. Mehreinnahmen 
von 20 Milliarden Euro sind dadurch 
machbar.  
Dies ist sogar noch bescheiden. Zum 
Vergleich: Die Körperschaftsteuer brach-
te im Jahr 2000 noch fast 24 Milliarden 
Euro ein. Durch die seither massiv ge-
stiegenen Gewinne würden bei Anwen-
dung der damaligen Regeln allein bei 
der Körperschaftsteuer Einnahmen von 
mindestens 40 Milliarden Euro anfallen. 
Tatsächlich hat die Steuer seither nie 
mehr als 23 Milliarden Euro gebracht. 
(...) 
 
ver.di fordert die Rücknahme der letzten 
Steuersatzsenkung. Die Körperschafts-

teuer soll wieder 25 Prozent betragen. 
Die zusätzlichen Einnahmen beziffern 
wir vorsichtig auf zehn Milliarden Euro. 
Zusätzlich wollen wir eine weitere Ver-
breiterung der Bemessungsgrundlage: 
Dazu gehört die Begrenzung der vielfäl-
tigen Gründe für steuerliche Rückstel-
lungen. Durch sie können Unternehmen 
Gewinne für unvorhergesehene oder 
künftig mögliche Ausgaben unversteuert 
im Unternehmen belassen. Die steuer-
lich anzusetzenden Unternehmens- und 
Vermögenswerte müssen an die Markt-
werte angepasst werden. Große Teile 
des Werts liegen häufig in unversteuer-
ten „stillen Reserven“. Sie verzerren das 
Verhältnis zu tatsächlichem und ausge-
wiesenem Gewinn und mindern so die 
Steuerbelastung. Die Befreiung von Ver-
äußerungsgewinnen muss zurückge-
nommen werden. Wenn ein Unterneh-
men Anteile an Aktiengesellschaften 
oder GmbHs verkauft und dabei Gewinn 
macht, muss dieser auch versteuert 
werden. So ist es auch in den meisten 
anderen Ländern. Die Vergrößerung der 
Bemessungsgrundlage führt vorsichtig 
geschätzt zu Mehreinnahmen von eben-
falls zehn Milliarden Euro. 

 
 
 
Aus: ver.di Bundesvorstand, Bereich Wirtschaftspolitik: Positionspapier „Konzept 
Steuergerechtigkeit“, September 2008, S. 26ff, in: http://wipo.verdi.de/dokumente/ 
data/konzept_steuergerechtigkeit_positionspapier_september_08.pdf (04.08.2011) 
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M 32 - ver.di-Position: Finanztransaktionssteuer 
 

 

Die seit dem Sommer 2007 anhaltende 
Finanzmarktkrise – aber auch die Fi-
nanzkrisen der vergangenen Jahre – 
zeigen eindrücklich die Notwendigkeit 
einer wirksamen Regulierung der Fi-
nanzmärkte. Ein wichtiges Instrument ist 
die Besteuerung der Umsätze auf den 
Finanzmärkten. Börsenumsätze wurden 
in Deutschland mehr als hundert Jahre 
besteuert. 1991 hat die Regierung Kohl 
die Börsenumsatzsteuer ersatzlos ge-
strichen. In vielen anderen Ländern wird 
sie bis heute erhoben. Auch die Besteu-
erung von Währungsgeschäften durch 
die sogenannte Tobin Tax wird seit Jah-
ren immer wieder zur Beruhigung der 
Devisenmärkte gefordert.  
Auf alle Waren, die wir kaufen müssen 
wir als Endverbraucher Mehrwertsteuer 
zahlen. Nur der Kauf und Verkauf von 
Aktien und anderen Finanzprodukten ist 
steuerfrei. Ein Tatbestand, der nicht ge-
rechtfertigt werden kann.  
Die Finanztransaktionssteuer fasst Bör-
senumsatzsteuer und Tobin-Tax zu-
sammen und geht noch darüber hinaus. 
Sie soll auf alle Käufe und Verkäufe von 
Wertpapieren und Währungen aller Art 
(außer Neuemissionen) erhoben wer-
den, insbesondere auch auf alle speku-
lativen Finanzprodukte wie Derivate. 
Jede Finanztransaktion würde durch 
eine solche Steuer verteuert und da-
durch weniger attraktiv. Am stärksten 
betroffen wären aber kurzfristige Speku-

lationen, wo mit hohem Finanzeinsatz 
versucht wird geringste Kursschwan-
kungen auszunutzen, sowie hochspeku-
lative Transaktionen, bei denen über das 
eigene Kapital hinaus massiv zusätzlich 
Kredite eingesetzt werden. Denn die 
Steuer wird nicht nur auf das eigene Ka-
pital, sondern auf den gesamten Wert 
der bewegten Wertpapiere bezogen.  
Die Finanztransaktionssteuer soll in ers-
ter Linie spekulative Kapitalflüsse ver-
teuern, auf diesem Wege erheblich ein-
dämmen und einen Beitrag zur Stabili-
sierung der Finanzmärkte leisten. Zu-
sätzlich kann aufgrund des großen Vo-
lumens der besteuerten Transaktionen 
selbst mit sehr niedrigen Steuersätzen 
ein hohes Steueraufkommen erzielt 
werden.  
Nach einer aktuellen Studie des Wirt-
schaftsforschungsinstituts in Wien wären 
mit einem Steuersatz von gerade einmal 
0,01 Prozent in Deutschland Steuerer-
träge von zehn Milliarden Euro möglich. 
Der beabsichtigte Rückgang der Trans-
aktionen ist dabei berücksichtigt. Hin-
sichtlich der Möglichkeiten und der Fol-
gen einer Einführung einer solchen Fi-
nanztransaktionssteuer im nationalen 
Rahmen ist die Debatte aber noch in 
vollem Gang. Daher erscheint es zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt noch zu früh, 
finanzielle Erträge einer Finanztransak-
tionssteuer im ver.di-Steuerkonzept zu 
berücksichtigen. 

 
Aus: ver.di Bundesvorstand, Bereich Wirtschaftspolitik: Positionspapier „Konzept 
Steuergerechtigkeit“, September 2008, S. 32f, in: http://wipo.verdi.de/dokumente/ 
data/konzept_steuergerechtigkeit_positionspapier_september_08.pdf (04.08.2011) 
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M 33 - ver.di-Position: Spitzensteuersatz 
 

 

 

Mit der Stellschraube Spitzensteuersatz 
werden die Euros oberhalb von 52.000 
Euro Jahreseinkommen besteuert. Dies 
trifft Besserverdienende und vor allem 
Reiche. Ein Einkommensmillionär erhielt 
in den letzten Jahren ein Steuerge-
schenk von 100.000 Euro je Jahr. Bei 45 
Prozent müsste er 30.000 Euro mehr 
zahlen. Rund drei Milliarden Euro mehr 
für die Staatskasse bringt ein 
45prozentiger Spitzensteuersatz. Gut. 
Besser wären 47 Prozent – den ver.di 
mindestens fordert. Durch die Anhebung 
des Spitzensteuersatzes wird die Bin-
nennachfrage weitgehend geschont. Die 
Mehrheit der Beschäftigten wäre nicht 
betroffen. Und Reiche geben ohnehin 

einen großen Teil ihres Einkommens 
nicht aus – sie sparen ihn. Weitere 
Schritte sind notwendig: die Wiederein-
führung der Vermögenssteuer und Re-
form der Erbschaftssteuer. So könnten 
alleine zusätzlich 20 Milliarden Euro 
jährlich eingenommen werden. Damit 
auch ein öffentliches Zukunftsinvestiti-
onsprogramm möglich wird. Für Erzie-
hung und Bildung sowie für die Sanie-
rung von Brücken, Straßen, Gebäuden 
usw. Nur so kommt die Wirtschaft wie-
der in Schwung und Arbeitsplätze ent-
stehen. 
 

 

 
 
 
Aus: ver.di Bundesvorstand, Bereich Wirtschaftspolitik: Spitzensteuersatz erhöhen, Wipo aktuell 
Oktober 2005, in: http://wipo.verdi.de/wirtschaftspolitik_aktuell/data/05_29_Spitzensteuersatz.pdf 
(04.08.2011) 
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M 34 - ver.di-Position: Gemeindefinanzen 
 

 

 

Die Gewerbesteuer ist das „Interessen-
band“ zwischen der Wirtschaft und den 
Infrastrukturleistungen der Gemeinden. 
ver.di will sie zu einer Gemeindewirt-
schaftssteuer ausbauen. Das stellt die 
Steuereinnahmen auf eine stabilere Ba-
sis. Alle Betriebe, Selbstständige und 
Freiberufler zahlen die Gemeindewirt-
schaftssteuer – bei einem Freibetrag 
von 25.000 Euro im Jahr.  
 
Sie ist eine pauschale Gegenleistung für 
die Inanspruchnahme kommunaler Inf-
rastruktur und anderer für die Produktion 
notwendiger öffentlicher Leistungen. Sie 
kann sich deshalb nicht nur nach den im 
Unternehmen verbleibenden Gewinnen 
richten. Die Steuer muss auch auf die 
Teile der Wertschöpfung erhoben wer-
den, die in der Kommune erarbeitet 
wurden und zum Beispiel als Zinsen, 
Mieten, Pachten oder Leasingraten Ka-
pitalgebern zufließen. Die dazu bereits 
bestehenden Hinzurechnungen sind un-
zureichend und müssen stark erhöht 
werden. Das mindert die Anreize, nur 
aus Steuergründen die Fremdfinanzie-
rung zu erhöhen. Die Gemeindewirt-
schaftssteuer kann wie bisher die Ge-
werbesteuer von der Einkommensteuer 
abgezogen werden, was wir mit rund 

vier Milliarden Euro pro Jahr veran-
schlagen.  
Gemeinden haben eine zentrale Bedeu-
tung für die Sicherung der Zukunftsfä-
higkeit unseres Landes. Ihr Anteil an 
den gesamten Investitionen der öffentli-
chen Hand liegt bei 60 Prozent. Damit 
unsere Kinder in gut ausgestattete Kitas 
und Schulen gehen können, es genü-
gend Lehrerinnen und Lehrer gibt und 
auch die öffentlichen Straßen wieder in 
Ordnung kommen, müssen Gemeinden 
investieren können. Öffentliche Investiti-
onen sind gleichzeitig Aufträge. Kleine 
und mittlere Betriebe, die regional aus-
gerichtet sind, sind durch fehlende öf-
fentliche Aufträge bedroht. Das betrifft 
vor allem Bau- und Handwerksunter-
nehmen. Unter der schwachen Investiti-
onstätigkeit der Städte und Gemeinden 
leiden Konjunktur und Beschäftigung. 
Die Gemeinden brauchen mehr und ge-
sicherte Einnahmen, damit sie nicht wie-
der abrutschen und dauerhaft mehr für 
die Infrastruktur und soziale Dienstleis-
tungen ausgeben können. Die von ver.di 
geforderte Gemeindewirtschaftssteuer 
soll den Gemeinden ein stabiles zusätz-
liches Steueraufkommen von sieben 
Milliarden Euro im Jahr bringen. 

 

 

 
Aus: ver.di Bundesvorstand, Bereich Wirtschaftspolitik: Positionspapier „Konzept 
Steuergerechtigkeit“, September 2008, S. 31f, in: http://wipo.verdi.de/dokumente/ 
data/konzept_steuergerechtigkeit_positionspapier_september_08.pdf (04.08.2011) 
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M 35 - Zukunftsaufgaben des Staates: Infrastruktur-
politik und Konjunktursteuerung 

 

 

Diese Wirtschaftskrise ist kein konjunk-
tureller Einbruch, nach dem es weiter-
gehen kann wie bisher. Sie ist eine der 
großen Krisen des kapitalistischen Wirt-
schaftssystems, die schwerste seit der 
Weltwirtschaftskrise vor 80 Jahren. Sie 
markiert das Scheitern eines Wachs-
tumsmodells, das auf immer größerer 
Ungleichheit zwischen Reich und Arm 
beruhte – innerhalb der Gesellschaften 
und zwischen den verschiedenen Län-
dern. (...) 
 
Soziales Antikrisenprogramm  
Zunächst muss der Staat mit aller Kraft 
die Krise bekämpfen und die Menschen 
vor Erwerbslosigkeit schützen. Die bis-
herigen Konjunkturmaßnahmen reichen 
dazu nicht aus. ver.di fordert ein drittes 
Konjunkturpaket im Umfang von 100 
Milliarden Euro jährlich zunächst bis 
2011. 75 Milliarden zusätzliche öffentli-
che Ausgaben für Investitionen und Per-
sonal, 25 Milliarden für ein arbeitsmarkt-
politisches Sofortprogramm. Danach 
sollen jährlich 50 Milliarden Euro dauer-
haft für Arbeit, Bildung und Umwelt in-
vestiert werden. 
Mit dem Antikrisenprogramm können 
zwei Millionen tarifgebundene Arbeits-
plätze gesichert und geschaffen werden. 
Um wirksam gegenzusteuern und die 

Krise dauerhaft zu überwinden, brau-
chen wir vor allem öffentliche Investitio-
nen in Bildung, Gesundheit, Soziales 
und unsere Umwelt, verbunden mit einer 
Ausweitung der öffentlichen Auftrags-
vergabe. 
 
In die Zukunft investieren 
Wichtig ist, dass die öffentlichen Anstren-
gungen und Ausgaben dauerhaft erhöht 
werden, nicht nur für zwei Jahre, wie es in 
den Konjunkturpaketen der Regierung 
vorgesehen ist. Außerdem brauchen wir 
nicht nur mehr Sachinvestitionen, sondern 
ebenso mehr Personal. Was nützen mehr 
und bessere Schulen und Kitas ohne Leh-
rerinnen und Erzieher? 
Das Zukunftsinvestitionsprogramm muss 
zunächst zur Konjunkturankurbelung 
über Kredit finanziert werden. In der 
Folge wird sich das Programm durch 
seine Wachstums-und Beschäftigungs-
wirkungen zu über 50 Prozent selbst 
finanzieren. Mehr Beschäftigte bedeuten 
höhere Sozialbeitrags-und Steuerzah-
lungen und weniger Ausgaben für Ar-
beitslosenunterstützung. Um mehr Zu-
kunftsinvestitionen dauerhaft solide zu 
finanzieren, brauchen wir eine sozial 
gerechte Steigerung der Steuereinnah-
men: Profiteure zur Kasse! 
 

 
 
 
Aus: ver.di Bundesvorstand, Bereich Wirtschaftspolitik: Solidarisch aus der Krise, Mai 
2009, S. 20f, in: http://wipo.verdi.de/broschueren/solidarisch_aus_der_krise/data/ 
18109_brosch_wipo_profiteure.pdf (04.08.2011) 
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M 36 - Zukunftsaufgaben des Staates: Gemeindefi-
nanzen - Daseinsvorsorge vor Ort 

 

 

Mittlerweile Deutschland braucht hand-
lungsfähige Städte und Gemeinden. 
Selbstverwaltete Kommunen sind die 
Wurzel der Demokratie. Sie tragen dafür 
Sorge, dass öffentliches Leben, dass 
der Staat funktioniert. Städte und Ge-
meinden stellen Kindertageseinrichtun-
gen zur Verfügung, betreiben Schulen 
und Bibliotheken, bauen Straßen, Plätze 
und Kanäle. Sie sorgen für sozialen 
Wohnungsbau, die Jugendhilfe und för-
dern den Sport. Können die Kommunen 
diese Aufgaben nicht mehr wahrneh-
men, funktioniert das Leben der Men-
schen im Alltag nicht mehr zufrieden 
stellend. (...) 
 
Städte und Gemeinden sind mit dras-
tisch sinkenden Steuereinnahmen bei 
gleichzeitig massiv steigenden Sozial-
ausgaben konfrontiert. In dieser schwie-
rigen Lage übertragen Bund und Länder 
immer neue zusätzliche Aufgaben, ohne 
dass sie hierfür ausreichende Finanzmit-
tel zur Verfügung stellen. Die grundge-
setzlich garantierte Selbstverwaltung der 
Städte und Gemeinden wird faktisch 
ausgehöhlt. Gleichzeitig können die 
Kommunen ihren Auftrag als Garant der 
Daseinsvorsorge und Motor der örtlichen 
Wirtschaft nicht mehr gerecht werden. 
(...) 
 
Mit der Wirtschafts- und Finanzkrise hat 
sich die kommunale Finanznot drama-
tisch zugespitzt. Schon zuvor haben 
wiederholte Steuersenkungen die Städte 
und Gemeinden finanziell ausgeblutet, 
gleichzeitig wurden ihnen die steigenden 
Arbeitslosigkeits- und Sozialkosten auf-
gebürdet. Unsere Städte haben in erster 
Linie ein Einnahme- und kein Ausgabe-

problem! Folglich können sie nur geret-
tet werden, wenn ihre Einnahmen erhöht 
werden. Dies bedeutet natürlich auch, 
dass die Kommunen wie bisher ihr Aus-
gabeverhalten kritisch überprüfen. Wir 
fordern daher (...) 
 
- den Erhalt der Gewerbesteuer und die 
Gewerbesteuerpflicht für Selbstständige 
und Freiberufler (Gemeindewirtschafts-
steuer)  
Steuersenkungen zu Lasten der Kom-
munen sind kein Konjunkturprogramm 
für den Mittelstand. Die immer wieder in 
Rede stehende Abschaffung der Ge-
werbesteuer würde 
fatale Folgen für die Investitionstätigkeit 
der Kommunen haben und den Arbeits-
markt zusätzlich belasten. Es gilt daher 
vielmehr, die Gewerbesteuer zu stärken, 
denn sie garantiert trotz ihrer Konjunk-
turabhängigkeit eine solide kommunale 
Finanzbasis. Die Finanzierung von sozi-
alen und kulturellen Einrichtungen, die 
Sicherstellung der Daseinsfürsorge so-
wie der verkehrlichen Infrastruktur dient 
allen Bürgerinnen und Bürgern einer 
Stadt. Aus diesem Grund ist es nicht 
nachvollziehbar, dass einzelne Berufs-
gruppen bei kommunalen Steuerpflich-
ten ausgenommen sind und somit einen 
finanziellen Beitrag zur Finanzierung der 
kommunalen Daseinsvorsorge leisten.  
 
- eine Änderung des Gemeindefinanzie-
rungsgesetzes.  
Eine finanzielle Stärkung der städtischen 
Haushalte kann nur durch eine stärkere 
Beteiligung der kommunalen Seite an 
den Erträgen aus der Einkommens- und 
Umsatzsteuer erreicht werden. Dies darf 
jedoch weder zu einer zusätzlichen fi-
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nanziellen Belastung der Arbeitnehme-
rInnen führen, noch als „Ersatz“ für ei-
nen Wegfall der Gewerbesteuer dienen. 
(...) 
 
- keine Privatisierung der öffentlichen 
Daseinsvorsorge  
Nicht nur die Krise an den Finanzmärk-
ten hat gezeigt, wie labil unsere Volks-
wirtschaften sind. Gerade im Bereich der 
Daseinsvorsorge haben die Privatisie-
rungen dramatische Folgen für Mitarbei-
terInnen und BürgerInnen nach sich ge-
zogen. Nicht ohne Grund ist bundesweit 
eine Tendenz zur Rekommunalisierung 
zu beobachten. Wer die öffentliche Da-
seinsvorsorge unterstützt, muss auch 
den rechtlichen Rahmen hierfür schaf-
fen. Wir brauchen Ordnungskriterien, die 
für gleichwertige Wettbewerbsbedingun-
gen sorgen und kommunalen Unter-

nehmen faire Chancen auf freien Märk-
ten sichert.  
 
- ein wirksames Entschuldungspro-
gramm der Länder zugunsten ihrer Städ-
te und Gemeinden.  
Hierbei muss die Stärkung der kommu-
nalen Handlungsfähigkeit und Wirt-
schaftskraft von zentraler Bedeutung 
sein. Wir fordern ein im Grundgesetz 
verankertes kommunales Beteiligungs-
recht bei allen Gesetzgebungsverfahren, 
die Städte, Gemeinden und Kreise tan-
gieren bzw. belasten. 30.09.2010  
 
- einen Rettungsfond für hoch verschul-
dete Städte und Gemeinden  
Für die am stärksten verschuldeten und 
unter Arbeitslosigkeit und Krise leiden-
den Kommunen ist ein Rettungsfond 
notwendig, der sie aus der Schuldenfalle 
holt. (...) 
 

 
 
 
Aus: ver.di-Bundesvorstand, Landeshauptstadt Saarbrücken: Saarbrücker Erklärung, 

Saarbrücken Oktober 2010, in: http://saar.verdi.de/aktionen/gerecht-geht-anders/data/ 
Saarbrucker-Erklaerung.pdf (04.08.2011) 
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M 37 - Zukunftsaufgaben des Staates: Öffentlicher 
Dienst 

 

 

Deutschland braucht handlungsfähige 
Städte und Gemeinden. Selbstverwaltete 
Kommunen sind die Wurzel der Demokra-
tie. Sie tragen dafür Sorge, dass öffentli-
ches Leben, dass der Staat funktioniert. 
Städte und Gemeinden stellen Kinderta-
geseinrichtungen zur Verfügung, betreiben 
Schulen und Bibliotheken, bauen Straßen, 
Plätze und Kanäle. Sie sorgen für sozialen 
Wohnungsbau, die Jugendhilfe und fördern 
den Sport. Können die Kommunen diese 
Aufgaben nicht mehr wahrnehmen, funktio-
niert das Leben der Menschen im Alltag 
nicht mehr zufrieden stellend. (...) 
 
Städte und Gemeinden sind mit drastisch 
sinkenden Steuereinnahmen bei gleichzei-
tig massiv steigenden Sozialausgaben kon-
frontiert. In dieser schwierigen Lage über-
tragen Bund und Länder immer neue zu-
sätzliche Aufgaben, ohne dass sie hierfür 
ausreichende Finanzmittel zur Verfügung 
stellen. Die grundgesetzlich garantierte 
Selbstverwaltung der Städte und Gemein-
den wird faktisch ausgehöhlt. Gleichzeitig 
können die Kommunen ihren Auftrag als 
Garant der Daseinsvorsorge und Motor der 
örtlichen Wirtschaft nicht mehr gerecht 
werden. (...) 
 
Mit der Wirtschafts- und Finanzkrise hat 
sich die kommunale Finanznot dramatisch 
zugespitzt. Schon zuvor haben wiederholte 
Steuersenkungen die Städte und Gemein-
den finanziell ausgeblutet, gleichzeitig wur-
den ihnen die steigenden Arbeitslosigkeits- 
und Sozialkosten aufgebürdet. Unsere 
Städte haben in erster Linie ein Einnahme- 
und kein Ausgabeproblem! Folglich können 
sie nur gerettet werden, wenn ihre Ein-
nahmen erhöht werden. Dies bedeutet na-
türlich auch, dass die Kommunen wie bis-
her ihr Ausgabeverhalten kritisch überprü-
fen. Wir fordern daher (...) 

- den Erhalt der Gewerbesteuer und die 
Gewerbesteuerpflicht für Selbstständige 
und Freiberufler (Gemeindewirtschafts-
steuer)  
Steuersenkungen zu Lasten der Kommu-
nen sind kein Konjunkturprogramm für den 
Mittelstand. Die immer wieder in Rede ste-
hende Abschaffung der Gewerbesteuer 
würde 
fatale Folgen für die Investitionstätigkeit 
der Kommunen haben und den Arbeits-
markt zusätzlich belasten. Es gilt daher 
vielmehr, die Gewerbesteuer zu stärken, 
denn sie garantiert trotz ihrer Konjunktur-
abhängigkeit eine solide kommunale Fi-
nanzbasis. Die Finanzierung von sozialen 
und kulturellen Einrichtungen, die Sicher-
stellung der Daseinsfürsorge sowie der 
verkehrlichen Infrastruktur dient allen Bür-
gerinnen und Bürgern einer Stadt. Aus die-
sem Grund ist es nicht nachvollziehbar, 
dass einzelne Berufsgruppen bei kommu-
nalen Steuerpflichten ausgenommen sind 
und somit einen finanziellen Beitrag zur 
Finanzierung der kommunalen Daseinsvor-
sorge leisten.  
 
- eine Änderung des Gemeindefinanzie-
rungsgesetzes.  
Eine finanzielle Stärkung der städtischen 
Haushalte kann nur durch eine stärkere Be-
teiligung der kommunalen Seite an den Er-
trägen aus der Einkommens- und Umsatz-
steuer erreicht werden. Dies darf jedoch we-
der zu einer zusätzlichen finanziellen Belas-
tung der ArbeitnehmerInnen führen, noch als 
„Ersatz“ für einen Wegfall der Gewerbesteu-
er dienen. (...) 
 
- keine Privatisierung der öffentlichen 
Daseinsvorsorge  
Nicht nur die Krise an den Finanzmärkten 
hat gezeigt, wie labil unsere Volkswirt-
schaften sind. Gerade im Bereich der Da-



 
 
Steuerpolitik und Verteilungsgerechtigkeit 
 
Bildungsmaterialien 
 

 
Wirtschaftspolitik und Gewerkschaftliche Bildung  Seite 78 

 

seinsvorsorge haben die Privatisierungen 
dramatische Folgen für MitarbeiterInnen 
und BürgerInnen nach sich gezogen. Nicht 
ohne Grund ist bundesweit eine Tendenz 
zur Rekommunalisierung zu beobachten. 
Wer die öffentliche Daseinsvorsorge unter-
stützt, muss auch den rechtlichen Rahmen 
hierfür schaffen. Wir brauchen Ordnungs-
kriterien, die für gleichwertige Wettbe-
werbsbedingungen sorgen und kommuna-
len Unternehmen faire Chancen auf freien 
Märkten sichert.  
 
- ein wirksames Entschuldungspro-
gramm der Länder zugunsten ihrer Städ-
te und Gemeinden.  

Hierbei muss die Stärkung der kommuna-
len Handlungsfähigkeit und Wirtschaftskraft 
von zentraler Bedeutung sein. Wir fordern 
ein im Grundgesetz verankertes kommuna-
les Beteiligungsrecht bei allen Gesetzge-
bungsverfahren, die Städte, Gemeinden 
und Kreise tangieren bzw. belasten. 
30.09.2010  
 
- einen Rettungsfond für hoch verschul-
dete Städte und Gemeinden  
Für die am stärksten verschuldeten und 
unter Arbeitslosigkeit und Krise leidenden 
Kommunen ist ein Rettungsfond notwendig, 
der sie aus der Schuldenfalle holt. (...) 

 
 
 
Aus: ver.di-Bundesvorstand, Landeshauptstadt Saarbrücken: Saarbrücker Erklärung, 

Saarbrücken Oktober 2010, in: http://saar.verdi.de/aktionen/gerecht-geht-anders/data/ 
Saarbrucker-Erklaerung.pdf (04.08.2011) 
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M 38 - Zukunftsaufgaben des Staates: Kinder und 
Familie 

 

 

Vereinbarkeit von Beruf und Familie – da-
für streiten Frauen seit Jahrzehnten und in-
zwischen auch immer mehr Männer. Frauen 
und Männer wollen ihre Ausbildungen in 
einer sinnvollen Erwerbsarbeit einsetzen und 
für ihren Lebensunterhalt sorgen können. 
Gleichzeitig möchten sie ausreichend Zeit für 
Erholung und Freizeit haben. Und schließlich 
wünschen sich viele von ihnen auch Kinder.  

In der Realität lässt sich dies aber kaum 
verwirklichen: Ein guter Job fordert zeitliche 
Flexibilität und immer mehr Einsatz. Kinder 
stören dabei. Für die Kleinen gibt es kaum 
Betreuungseinrichtungen, die Kindergarten- 
und Schulzeiten sind auf den kurzen Vor-
mittag begrenzt. (...) 

Eltern in Deutschland finden für ihre Kin-
der unter drei Jahren vielfach keine Krippen-
plätze, so dass Mütter – zu lediglich zwei 
Prozent auch Väter – gezwungenermaßen 
ihre berufliche Tätigkeit unterbrechen müs-
sen, bis Kindergartenplätze zur Verfügung 
stehen. (...)  

Für weniger als vier Prozent der Kinder 
unter drei Jahren gibt es in Westdeutschland 
einen Krippenplatz, in Ostdeutschland mit 
gut 14 Prozent fast vier mal so viele. In den 
Kindergarten gehen im Westen knapp 80 
Prozent, im Osten gut 85 Prozent. Allerdings 
haben dabei im Westen die Kindergärten 
überwiegend nur vormittags, im Osten über-
wiegend ganztags geöffnet. (...) 

Die nahe liegende Möglichkeit, durch eine 
Reform des Ehegattensplittings gezielter 
Familien mit Kindern zu fördern, hat im Koali-
tionsvertrag keinen Niederschlag gefunden. 
(...) Bisher ist es so, dass Haushalte mit ei-
nem – in der Regel männlichen – Spitzen-
verdiener den größten Splittingvorteil reali-
sieren können. Bei einkommensschwachen 
Haushalten, in denen beide Ehepartner zum 
notwendigen Haushaltseinkommen beitra-
gen, geht der Splittingvorteil wegen gleich 
niedriger Erwerbseinkommen gegen Null. 
Deshalb ist im ersten Schritt eine Begren-
zung der Splittingvorteile notwendig. Länger-
fristig sollte es zu einer völligen Abschaffung 
des Steuersplittings kommen, wobei die Un-
terhaltsverpflichtungen in einer Ehe selbst-
verständlich auch künftig steuerlich berück-
sichtigt werden müssen. (...) 

Ein reiches Land wie Deutschland kann 
aus dem Steueraufkommen Kinderbetreu-
ung solidarisch finanzieren. Die gemeinsame 
Verantwortung aller, nach Leistungsfähigkeit 
dazu beizutragen, schafft die Freiheit für die 
einzelnen, sich für ein Leben mit Kindern zu 
entscheiden. Ebenso wichtig ist, die Arbeits-
zeiten familiengerechter zu gestalten. (...) 
Erst bessere Betreuungsangebote und fami-
liengerechte Arbeitszeiten zusammen geben 
Eltern die Zuversicht, für ihre Familie ge-
meinsam und gleichberechtigt sorgen zu 
können, wenn sie es wagen, sich ihren Kin-
derwunsch zu erfüllen. (...) 

 
 
Textauszug aus: ver.di-Bundesvorstand, Bereich Wirtschaftspolitik: Staatsfinanzen  
stärken, Berlin 2002, S. 25f 
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M 39 - Zukunftsaufgaben des Staates: Bildung und 
Ausbildung 

 

 

Die Ergebnisse der Pisa-Studie über 

die Leistungen des Bildungssystems in 

Deutschland haben zumindest kurzfristig 

die Bevölkerung aufgeschreckt. Alle Par-

teien sind sich einig hinsichtlich der be-

sonderen Bedeutung von Bildung: Sie ist 

„die soziale Frage des 21. Jahrhun-

derts“ (SPD), eine „wichtige Zukunfts-

ressource“ (FDP), „eine Schlüsselres-

source“ (PDS), „Motor für gesellschaftli-

che Entwicklung“ (CDU/CSU) und „ent-

scheidende Grundlage für den Zugang 

zur Wissensgesellschaft“ (Grüne).  

(...) Doch nicht erst seit „Pisa“ ist be-

kannt, dass Deutschland Mängel im Bil-

dungswesen hat: In keinem anderen In-

dustrieland ist die soziale Herkunft so 

entscheidend für erfolgreiche Bildungs-

abschlüsse. Dies trifft besonders für 

Kinder zugewanderter Eltern zu.  

In vergleichbaren Ländern ist außer-

dem die Anzahl der Abiturienten und 

Abiturientinnen sowie der Studierenden 

viel höher als in Deutschland. Die Bild-

ungssysteme mögen in den einzelnen 

Ländern unterschiedlich sein. Doch es 

ist ein sehr deutlicher Unterschied, wenn 

im OECD-Durchschnitt rund 50 Prozent 

der jungen Erwachsenen ein Studium 

beginnen, in Deutschland dagegen nur 

knapp 30 Prozent. (...) 

Besonders augenfällig ist: In einem 

reichen Land wie Deutschland liegt die 

Summe aus öffentlicher und privater Fi-

nanzierung von Bildung im internationa-

len Vergleich unter dem Durchschnitt. 

Zwar sind – wie in den meisten Ländern 

– die Bildungsausgaben seit Mitte der 

90er Jahre gestiegen, doch blieb auch 

die Steigerung unter dem internationalen 

Durchschnitt. (...) 
 
 
 
Textauszug aus: ver.di-Bundesvorstand, Bereich Wirtschaftspolitik: Staatsfinanzen 
stärken, Berlin 2002, S. 28f 
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M 40 -  Mehr Steuern für mehr Gerechtigkeit 
 

 

Steuern und Abgaben wurden in der Ver-
gangenheit zu einer Umverteilung von 
unten nach oben eingesetzt. Dem stellt 
die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaft-
politik ein „Konzept der Steuergerechtig-
keit“ gegenüber, das bei kleinen Einkom-
men die Steuern senkt und bei großen 
Einkommen, Vermögen und Unternehmen 
die Belastung erhöht. Mit einem solchem 
Konzept wären jährlich rund 80 Milliarden 
Euro durch eine staatlich verstärkte Um-
verteilung von oben nach unten generier-
bar. Hierzu gehören im Einzelnen die fol-
genden Maßnahmen: 
- Bei der Einkommensteuer muss der Spit-
zensteuersatz von 42 Prozent auf 48 Pro-
zent (plus Solidaritätszuschlag) angeho-
ben werden. Vom Eingangssteuersatz mit 
14 Prozent steigt dabei der Grenzsteuer-
satz linear-progressiv bis zum Spit-
zensteuersatz an. 
- Alle Einkunftsarten (auch Kapitalein-
kommen und Dividenden) unterliegen ein-
heitlich dem individuellen Einkommens-
teuertarif. Die Abgeltungsteuer von 25 
Prozent wird wieder abgeschafft. 
- Der Körperschaftsteuersatz ist von der-
zeit 15 Prozent auf 30 Prozent (plus Soli-
daritätszuschlag) zu erhöhen. 
- Anstelle der Gewerbesteuer soll eine 
kommunale Gemeindewirtschaftsteuer 
eingeführt werden. Diese ist als eine ei-
genständige Steuer der Kommunen zu 
erheben, mit dem Recht, den Hebesatz 
autonom festzulegen. Der Gemeindewirt-
schaftsteuer unterliegen im Gegensatz zur 
heutigen Gesetzgebung nicht nur alle 
Personengesellschaften, sondern auch 
alle selbstständigen Einzelunternehmerin-
nen und Einzelunternehmer sowie Freibe-
ruflerinnen und Freiberufler. Als Ertrags-
basis werden neben dem Gewinn auch 
die Wertschöpfungsarten Zinsen, Mie-

te/Pacht und Leasingraten sowie Lizenz-
gebühren in Ansatz gebracht. Durch Frei-
beträge in Höhe von 30.000 
Euro wird sichergestellt, dass schlecht 
verdienende Freiberuflerinnen und Freibe-
rufler sowie Selbstständige nicht von der 
Steuer belastet werden. 
- Die seit 1997 ruhende Vermögensteuer 
auf das Nettovermögen der privaten 
Haushalte ab einem Vermögenswert 
von500.000 Euro ist umgehend wieder zu 
erheben. Auch der Unternehmenssektor 
ist in die Vermögensbesteuerung mit ein-
zubeziehen. 
- Die Erbschaft- und Schenkungsteuer 
muss grundlegend novelliert werden. 2007 
lag das Aufkommen aus diesen Steuern 
lediglich bei rund vier Milliarden Euro. 
Große Erbschaften müssen daher wesent-
lich höher besteuert werden. Die durch die 
Bundesregierung betriebene steuerliche 
Sonderbehandlung der Vererbung bzw. 
Schenkung eines Unternehmens bei Be-
triebsfortführung ist abzulehnen. 
- Um exzessive Spekulationen an den 
internationalen Finanzmärkten zu verhin-
dern, muss es zu einer Entschleunigung, 
d.h. zu einer Verringerung des Umfangs 
und der Geschwindigkeit der Transaktio-
nen auf den Kapitalmärkten kommen. Da-
zu schlägt die Arbeitsgruppe Alternative 
Wirtschaftspolitik eine internationale Fi-
nanztransaktionssteuer vor. Selbst bei 
einem nur geringen Steuersatz von 0,1 
Prozent hätte sich auf Basis der Transak-
tionsdaten von 2007 für Deutschland ein 
Aufkommen von insgesamt 27 Milliarden 
Euro ergeben. Bei diesem geschätzten 
Aufkommen ist bereits ein deutlicher 
Rückgang des Transaktionsvolumens be-
rücksichtigt. Darüber hinaus ist die Beteili-
gung der Banken und Versicherungen an 
den Kosten der Finanzkrise unabdingbar. 
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Aufgrund der engen Verflechtung der Fi-
nanzintermediäre ist eine allgemeine Ab-
gabe von etwa 0,1 Prozent der Bilanz-
summe sinnvoll, wie sie in den USA disku-
tiert wird. 
- Steuerhinterziehung darf nicht weiter als 
ein „Kavaliersdelikt“ gesehen werden, 
dem man sich durch eine „Selbstanzeige“ 
entziehen kann. Außerdem sind umge-
hend Kontrollmitteilungen der Banken – 
auch grenzüberschreitend – einzuführen, 
und nicht zuletzt ist das Personal in den 
Finanzämtern wesentlich aufzustocken. 
Allein in der Betriebsprüfung fehlen in 

Deutschland über 3.000 Steuerbeamte. 
Darüber hinaus soll die Steuerverwaltung 
von Bund und Ländern zusammengeführt 
werden. 
 

 

Aus: Arbeitsgruppe Alternative Wirtschafts-
politik: Memorandum 2010. Sozial-
ökologische Regulierung statt Sparpolitik 
und Steuergeschenken. Kurzfassung, in:   
http://www2.alternative-wirtschaftspolitik.de/ 
uploads/memo_2010_ kurzfassung.pdf 
(04.08.2011) 
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